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Geſetz-Sammlung 
fur die | 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten.“ 


— Nr 66.ä—— 


(Nr. 3905.) Revidirtes Reglement fir die Immobiliar- Feuerſozietaͤt der Regierungsbezirke 
Marienwerder und Danzig, mit Ausſchluß der laͤndlichen Grundſtuͤcke in 
dem zum Mohrunger landſchaftlichen Departement gehoͤrigen Theile des 
Regierungsbezirks Marienwerder. Vom 21. November 1853. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


haben das Weſtpreußiſche Feuerſozietaͤts-Reglement fuͤr das platte Land vom 
27. Dezember 1785., da daſſelbe den an ſolche Inſtitute zu machenden Ans 
ſpruͤchen nicht mehr genügt, nach Anhörung der Provinziallandtags-Verſamm⸗ 
lung der Prooinz Preußen, einer Umarbeitung unterwerfen laſſen, und an 
Stelle deſſelben das gegenwärtige rebidirte Reglement zu nn Nä 

Wir verordnen demnach, auf den Antrag Unſeres Miniſters des Innern, 
was folgt: l - g 


J. Allgemeine Beſtimmungen. 


* . 


Es ſoll innerhalb der Grenzen der Regierungsbezirke Marienwerder und 
Danzig, mit Ausſchluß der laͤndlichen Grundſtücke in dem zum Mohrunger 
landſchaftlichen Departement gehoͤrigen Theil des Marienwerderſchen Regierungs— 
bezirks, ferner mit Ausnahme der mit der Weſtpreußiſchen Landſchaft verbun⸗ 
denen Feuerſozietaͤt und der zur Zeit bereits rechtlich beſtehenden Verſicherungs— 
Geſellſchaften, fortan nur dieſe eine öffentliche Sozietaͤt beſtehen, deren Zweck 
auf gegenfeifige Verſicherung von Gebäuden gegen Mea gerichtet und 
in welcher alſo dieſe Gefahr dergeſtalt gemeinſchaftlich übernommen ift, daß 
ſich jeder Theilnehmer zugleich in dem Rechtsverhaͤltniß eines Verſicherers und 
eines Verficherten befindet, als Verſicherer jedoch nur mit den ihm nach dem 
gegenwärtigen Reglement, nach Maaßgabe ſeiner Verſicherungsſumme obliegen— 
den Beitraͤgen verhaftet iſt. , 
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Ausgegeben zu Berlin den 28, Dezember 1853. 


K. 2. 


Geſellſchaften, welche lediglich bezwecken, daß ſich die Nachbarn unter 
einander bei Brandſchaͤden mit Huͤlfsfuhren, Stroh, Holz und dergleichen unter— 
ſtuͤtzen, duͤrfen auch neu errichtet werden. 


H. 3. 


Fuͤr jeden der beiden Regierungsbezirke beſteht zu Marienwerder und 
Danzig eine abgeſonderte Verwaltung der Feuerſozietäaͤts⸗Geſchaͤfte. Die Vers 
handlungen, Behufs Verwaltung der e e eee die darauf 
bezuͤgliche Korreſpondenz zwiſchen den Behoͤrden und? itgliedern der Sozietaͤt, 
die amtlichen Atteſte fuͤr die Verſicherungen, ſowie die Quittungen uͤber 
empfangene Brandentſchaͤdigung, ſind vom tarifmaͤßigen Stempel und von 
Sporteln entbunden. 

Bei Prozeſſen Namens der Sozietät find diejenigen Stempel, deren Be⸗ 
zahlung ihr obliegt, außer Anſatz zu laſſen, ebenſo die ihr zur Laſt fallenden 
Gerichtskoſten, mit Ausnahme der Kopialien, Botengebuͤhren und ſonſtigen 
baaren Auslagen. See 

Zu Verträgen mit einer ſtempelpflichtigen Partei iſt der tarifmaͤßige 
Stempel in dem halben Betrage, zu den Nebenexemplaren der Stempel be— 
glaubigter Abſchriften zu verwenden. 

Ebenſo ſoll ihr die Portofreiheit in Abſicht aller mit dem Vermerke: 
„Feuerſozietaͤts-Sache“ verſehenen und mit oͤffentlichem Siegel verſchloſſenen 
Briefe, Gelder und Packete zuſtehen, die in Feuerſozietäts- Angelegenheiten zwi⸗ 
ſchen den Behoͤrden hin- und hergeſandt werden. a 

Privatperſonen und einzelne Intereſſenten aber muͤſſen ihre Briefe an die 
Feuerſozietaͤts-Behoͤrden frankiren. 


* 


II. Aufnahmefähigkeit der Theilnehmer. 


F. 4. 


Die Sozietät darf Ai Verſicherung gegen Feuersgefahr nur Gebäude, 
und zwar nur ſolche Gebäude aufnehmen, die innerhalb derjenigen Territorial⸗ 
grenzen, auf welche ſich ihre Verbindung bezieht, belegen ſind, inſoweit ſie 
nicht bei der landſchaftlichen Feuerverſicherungs-Geſellſchaft für Weſtpreußen 
beitrittspflichtig ſind. 5 


H. 3. 


In dieſer Beſchraͤnkung gilt zwar die Regel, daß Gebaͤude aller Art, 
ohne Unterſchied ihrer Einrichtung und Beſtimmung, zur Aufnahme geeig⸗ 


net ſind. 
Jedoch 
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Jedoch ſollen Pulvermuͤhlen und Pulvermagazine, Glashuͤtten, Zucker⸗ 
ſiedereien, Eichorien-, Terpentin, Firniß⸗ und Holzſaͤurefabriken, Theeröfen, 
Ziegel⸗ und Potaſchebrennereien, Brachſtuben und andere dieſen gleichzuſtellende 
Anlagen wegen zu großer Feuergefaͤhrlichkeit gar nicht aufgenommen werden 
duͤrfen. Ein Gleiches gilt von denjenigen Schmelzhuͤtten, Hochoͤfen, Eifenz, 
Kupfer⸗ und Blechhaͤmmern, welche nicht Stein⸗ oder Metallbedachung haben. 

Alle Gebäude aber, in welchen ſich Werkſtaͤtten der Grobe, Huf⸗, Nagel-, 
Bohr- und Zeugſchmiede, ſowie der Schloſſer, Klempner, Gelbgießer u. ſ. w. 
befinden, und die mit ſolchen Werkſtaͤtten in unmittelbarem Zuſammenhange 
ſtehenden Wohngebaͤude werden bei der Feuerſozietaͤt aufgenommen und als 
gewoͤhnliche Gebaͤude klaſſifizirt. 


H. 6. 


Andere Fabrikanlagen und Etabliſſements von geringerer Feuergefaͤhr— 
lichkeit als diejenigen, welche nach H. 5. gar nicht aufgenommen werden duͤrfen, 
ſind zwar aufnahmefaͤhig, aber nur gegen einen Beitragsſatz, worüber die Feuers 
ſozietäts-Direktion mit ihren Beſitzern beſonders uͤbereinkommt. Unter den im 
F. 38. fuͤr die IV. Klaſſe a. b. beſtimmten Beitraͤgen darf dieſer Satz aber 
nicht feſtgeſetzt werden, und immer nur mit dem Vorbehalte fuͤr die Direktion, 
ein ſolches Vertragsverhaͤlkniß von Jahr zu Jahr, und zwar drei Monate vor 
Ablauf deſſelben, aufzukuͤndigen, um eventuell uͤber neue Beitragsſaͤtze ander— 
weitig uͤbereinzukommen. 


H. 7. 


Dieſe Beſtimmungen ($$. 5. und 6.) beziehen ſich jedoch nicht auf die 
Wohngebaͤude der Beſitzer der Fabriken oder Anſtalten, oder ihrer Arbeiter und 
Werkleute, inſofern dieſelben mit den daſelbſt benannten Gebaͤuden unmittelbaren 
Zuſammenhang nicht haben. , 


H. 8. 


Auch andere als die vorgenannten Gebaͤude duͤrfen dann nicht aufge: 
nommen und muͤſſen reſp. von der ferneren Verſicherung ausgeſchloſſen werden, 
wenn ſie ſo baufaͤllig ſind, daß ihre Bewohnung oder Benutzung polizeilich 
unterſagt, oder ihr Werth bis auf den achten Theil des Neubauwerthes herab— 
geſunken iſt. 


. 9. 


Die Sozietaͤtsdirektion erhält das Recht, aus Gruͤnden, worüber fie 
lediglich den ihr vorgeſetzten Staatsbehoͤrden (F. 118.) Rechenſchaft in geben 
ſchuldig iſt, einzelnen Bewerbern den Eintritt zu verſagen, und einzelne Aſſo⸗ 
zürte nach dem Ausſpruche der drei zur Nechnungsabnahıne abgeordneten Aſſo⸗ 
ziirten von der ferneren Verſicherung auszuſchließen. Ein aus den in den vor⸗ 
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= me = 
ſtehenden Paragraphen bemerkten Gründen verfügter Ausſchluß tritt ohne vor⸗ 
hergegangene Kündigung und ſogleich mit der dem Auszuſchließenden geſchehenen 
Eroͤffnung in Wükfamteit; doch hat ein ſolcher Ausgeſchloſſener auch den Bei- 
trag für die Verſicherung nur bis zu dieſem Tage nach Verhaͤltniß der Zeit 
zu leiſten, und muß ihm das Mehrgezahlte erſtattet werden. 


H. 10. 


Jedes Gebaͤude muß einzeln, und alſo jedes abgeſonderte Neben- oder 
Hintergebaͤude beſonders verſichert werden. 


IL Beitrittsfreiheit. Verſicherung bei anderen Geſellſchaften. 


§. 11. 


Im Allgemeinen beſteht fuͤr die Gebaͤudebeſitzer keine Zwangsverpflich⸗ 
tung, weder Verſicherung uͤberhaupt, noch insbeſondere bei der auf Grund des 
gegenwärtigen Reglements beſtehenden Sozietaͤt zu nehmen, vielmehr hängt ſol— 
ches der Regel nach von ihrem freien Entſchluſſe ab. 


A. Verbot der doppelten Verſicherungen. 
$. 12. 


Es darf aber kein Gebaͤude, welches anderswo ſchon zu irgend welchem 
Betrage verſichert iſt, bei der Sozietät, es ſei ganz oder zum Theil, aufge 
nommen, und kein bei der letzteren bereits verſichertes Gebaͤude darf auf irgend 
eine andere Weiſe nochmals weder ganz noch zum Theil verſichert werden. 
Auch duͤrfen Gebäude, welche zu Einem Gehoͤfte gehören, nicht bei verſchiedenen 
Sozietaͤten verſichert werden, mit Ausnahme des Falles, daß die anderswaͤrts 
zu verſichernden Gebaͤude nach den Vorſchriften des gegenwaͤrtigen Reglements 
zur Aufnahme bei der Sozietät überhaupt. nicht geeignet oder nach §. 6. nur 
gegen einen mit der Direktion zu vereinbarenden Beitragsſatz zu verſichern ſind. 


B. Folgen einer Uebertretung dieſer Vorſchriften. 


§. 13. 


Findet es ſich, daß ein bei der Sozietät verſichertes Gebäude auch noch 
bei einer andern Geſellſchaft verſichert iſt, fo wird daſſelbe bei der erſteren ſo— 
fort gelöfcht, ohne daß dem Verſicherten ein Erlaß oder eine Erſtattung der 
Beitraͤge des laufenden Halbjahres zu Theil wird. Im Fall einer doppelten 
Verſicherung hat der betreffende Beamte, ſobald er davon Kenntniß erhalten, 
jederzeit der Staatsanwaltſchaft Mittheilung zu machen, damit dieſe ve ob 

8 rund 


— m — | | 
Nat zur Einleitung einer Unterſuchung wegen intendirten Betruges vorhan⸗ 
den ſei. d ST? , 


$. 14. 


Wenn ein doppelt verfichertes Gebäude durch Brand beſchaͤdigt oder 
vernichtet wird, ſo geht der Verſicherte fuͤr ſeine Perſon der ihm ſonſt aus der 
Feuerſozietaͤt zukommenden Brandverguͤtigung verluſtig, ohne daß ſeine Ver⸗ 
bindlichkeit zur Entrichtung der Feuerkaſſenbeitraͤge bis zum Ablaufe des Halb: 
jahres, in welchem die Ausſchließung erfolgt, eine Abaͤnderung erlitte. 

Es kommen indeß in ſolchem Falle, ruͤckſichtlich der auf dem abgebrann⸗ 
ten Gebäude haftenden, nach H. 16, bei dem Kataſter ‚gehörig vermerkten Hy⸗ 
pothekenſchulden die Vorſchriften des $. 53. zur Anwendung. b 


C. Beſtimmungen wegen der Mobiliarverſicherungen. 
bi 15. 


Von dem Tage ab, mit welchem dieſes Reglement in Kraft tritt 
(F. 139.), iſt der Direktion von jedem bei der Sozietaͤt Verſicherten uͤber eine 
neu genommene oder prolongirte Verſicherung von Mobilien, Viehſtaͤmmen und 
Vorrathen Anzeige zu machen, damit dieſelbe nach vernommenem Gutachten 
des kataſterfuͤhrenden Beamten noͤthigenfalls eine Ermaͤßigung der genomme⸗ 
nen Verſicherungsſumme verfuͤgen koͤnne, welcher ſich der Betheiligte, vorbe— 
haltlich der hiergegen in der weiter unten geordneten Weiſe zu ſuchenden Reme- 
dur, zu unterwerfen hat. Die Nichtbefolgung dieſer Vorſchriften unterliegt 
den naͤmlichen Strafen und Nachtheilen, welche in den vorbemerkten SS. 13. 
und 14. wegen der Immobiliarverſicherungen verordnet ſind. 


D. Beſondere Beſtimmungen in Betreff der Hypothekenglaͤubiger 
und ſonſtiger Realberechtigten. 


$. 16. 


Es ſoll fortan jeder Realglaͤubiger, fuͤr deſſen Forderung ein bei der 
Feuerverſicherungs-Sozietaͤt verſichertes Gebäude verhaftet iſt, wofern er ſich 
ſolches ausbedungen hat, oder des Schuldners ausdruͤckliche Einwilligung dazu 
beibringt, berechtigt fein, fein Hypothekenrecht im Feuerſozietaͤts⸗Kataſter ver⸗ 
merken zu laſſen, und ſoll die Fatafterführende Behoͤrde nicht allein zu dieſem 
Vermerke, ſondern auch dazu verpflichtet ſein, die geſchehene Eintragung deſſel⸗ 
ben auf dem Schuldinſtrumente ſelbſt zu beſcheinigen. Es kann alsdann dem 
Schuldner der freiwillige Austritt aus der Sozietät oder die Herabſetzung der 
genommenen Verſicherungsſumme nur in dem Falle geſtattet werden, wenn er 
die Einwilligung des Glaͤubigers ebe? oder durch ein Zeugniß der Hypo⸗ 
thekenbehoͤrde die erfolgte Loͤſchung der chuld nachweiſt. Bei einer von der 
Direktion verfuͤgten Ausſchließung des Schuldners ($$. 8. 9.) iſt eben fo wenig 
als bei einer nothwendig befundenen Herabſetzung der RN 
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($. 34.) die Einwilligung des Glaͤubigers oder die Führung des vorgedachten 
Nachweiſes erforderlich. Nur liegt der Direktion die Pflicht ob, die Glaͤubiger 
von der getroffenen Maaßregel in Kenntniß zu ſetzen, und geſchieht dieſe Be— 
Leg in dem Falle einer Ausſchließung wegen ruͤckſtaͤndig gebliebener 
Beitraͤge insbeſondere, um die Glaͤubiger zur Erklaͤrung daruͤber zu veranlaſſen, 
ob dieſelben bereit ſind, die Beitraͤge an Stelle des Schuldners zu entrichten, 
und auf dieſe Weiſe den Verſicherungsvertrag in Kraft zu erhalten oder neu 
zu ſchließen ($. 33.). 


$. 17. 


Es wird zu dieſem Behufe den Glaͤubigern zur Pflicht gemacht, die 
Direktion in ſteter Kenntniß von ihrem oder ihrer etwaigen Bevollmaͤchtigten 
Aufenthaltsorte zu erhalten; auch ſind dieſelben, im Falle ſie ihren Wohnſitz 
außerhalb des Bezirks der betreffenden Regierung verlegen, zur Beſtellung von 
Bevollmaͤchtigten, welche ihren Wohnſitz innerhalb jenes Bezirks haben, behufs 
Wahrnehmung ihrer vorſtehendermaßen beim Kataſter vermerkten Rechte verpflich— 
tet, dergeſtalt, daß die Direktion oder die ſonſtigen Beamten der Sozietaͤt in an— 
derer Weiſe in Verhandlung mit ihnen ſich einzulaſſen, in keiner Alt ſchuldig 
‚find, und die Glaͤubiger ſich jeden hieraus für fie entſtehenden Nachtheil ſelbſt 
beizumeſſen haben. 


$. 18. 


Die in dem Kataſter uͤbernommenen Vermerke dürfen nur mit ausdruͤck— 
licher Genehmigung der Glaͤnbiger gelöfcht werden; es ſollen aber ſolche ſekre— 
tirt und die Kataſter nur ſolchen Perſonen vorgelegt werden, welche ein In— 
tereſſe zur Einſicht derſelben genuͤgend nachweiſen können. 


IV. Zeit des Ein- und Austritts. 


$. 19. 


Der Eintritt in die Sozietaͤt mit den davon abhaͤngenden rechtlichen Wir— 
kungen, ſowie Erhoͤhungen der Verſicherungsſummen, finden in der Regel nur 
zweimal im Jahre, naͤmlich mit dem Tagesbeginn des 1. Januar und 1. Juli 
ſtatt; jedoch ſoll ausnahmsweiſe der Eintritt in die Sozietaͤt oder die Erhoͤ⸗ 
hung der Verſicherungsſumme auch zu jeder anderen Zeit unter der Bedingung 
geſtattet fein, daß der volle Beitrag ſchon für das laufende halbe Jahr ent- 
richtet wird. Der Austritt aus der Sozietät oder die freiwillige Herabſetzung 
Ge H AT ET ift nur in den oben angegebenen Terminen geſtattet 
cfr. H. 140.). 


V. Hoͤhe 
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V. ‚Höhe der Verſicherungsſumme. 
H. 20. 


Die Verſicherungsſumme darf das Minimum des dermaligen gemeinen 
Bauwerthes derjenigen Theile des verſicherten oder zu verſichernden Gebaͤudes, 
welche durch Feuer zerſtoͤrt oder beſchaͤdigt werden koͤnnen, niemals uͤberſteigen. 

Als nicht zerftörbar find nur die unter der Erde befindlichen Fundamente 
und Umfaſſungsmauern der Keller zu erachten. 


$. 21; 


Mit Beobachtung dieſer Beſchraͤnkung ($. 20.) haͤngt die Beſtimmung 
der Summe, auf welche ein Gebaͤudebeſitzer bei der Sozietaͤt Verſicherun 
nehmen will, von ihm ſelbſt ab, nur muß dieſe Summe in Betraͤgen, die du 
die Zahl zehn theilbar ſind, abgerundet ſein. 


F. 22. 


Eine foͤrmliche Taxe des durch Feuer zerſtoͤrbaren Theils der zu or: 
ſichernden Gebaͤude wird in der Regel nicht erfordert; es genuͤgt eine moͤglichſt 
enaue und treue Beſchreibung eines jeden einzelnen Gebaͤudes, welches ver— 
Raat werden foll. 


$. 23. 


Damit aber diefe Beſchreibungen zweckmaͤßig und gleichfoͤrmig werden, 

muͤſſen fie nach Anleitung der hier beigefügten Anweiſung gefertigt, dieſe 

Y Schema durch den Landrath, Magiſtrat oder Domainen⸗Renkbeamten, je nach⸗ 
dem das zu verſichernde Gebäude zu dem Verwaltungsbezirke der einen oder 

der anderen dieſer Behoͤrden gehoͤrt, jedem Intereſſenten auf Begehr in ſo vie⸗ 

len Exemplaren, als er deren bedarf, auf Koſten der Sozietaͤt zugeſtellt, oder 
auf Antrag des Intereſſenten und nach deſſen Angaben durch den betreffenden 
Beamten ausgefuͤllt werden. 


H. 24. 


Die Beſchreibung jedes Gebaͤudes muß in drei Exemplaren von dem 
Beſitzer vollzogen, die Vollziehung von dem betreffenden Beamten beglaubigt 
und zugleich von letzterem das pflichtmaͤßige Atteſt beigefuͤgt ſein, daß die Be⸗ 
ſchreibung nichts enthalte, was ihm als wahrheitswidrig bekannt waͤre, und 
daß die begehrte eee den muthmaaßlichen Werth des Gebäudes 
nach den im $. 27. aufgeſtellten Begriffen nicht uͤberſteige. Auch bleibt es der 
Direktion überlaffen, die vorgaͤngige Beſcheinigung der Richtigkeit der Beſchrei⸗ 
bung Seitens des Ortsvorſtandes oder zweier. bei der Sozietät am hoͤchſten vers 
ſicherten Mitglieder der betreffenden Ortſchaft zu fordern. ec? 

(Nr. 2008.) H H 


F. 25. 


Bewirkt der Verſicherte durch falſche Angaben in der Beſchreibung ſeiner 
Gebaͤude die Aufnahme derſelben in eine geringer beſteuerte Klaſſe oder Ab— 
theilung, als ſolches bei der wahrheitsmaͤßigen Darlegung der vorhandenen 
Berhaͤltniſſe geſchehen fein würde, jo treffen denſelben die FF. 40 — 43. incl. 
angedrohten Folgen. ' 


$..26: 


Wenn der Beamte das obige Atteſt zu ertheilen Bedenken traͤgt, und 
der Eigenthuͤmer des Gebaͤudes auf des Beamten Vorhaltung die Verſiche— 
rungsſumme nicht ſo weit, daß demſelben kein Bedenken weiter uͤbrig bleibt, 
herabzuſetzen gemeint iſt, tritt die Nothwendigkeit einer Abſchaͤtzung ein. Je⸗ 
doch ſoll die Direktion, auch außer dem hier bezeichneten Falle, berechtigt ſein, 
die Aufnahme einer Taxe des zu verſichernden Gebaͤudes anzuordnen, wenn ſie 
dies fuͤr noͤthig haͤlt. . 


§. 27. 


In dieſen Faͤllen muß entweder von einem vereideten Baubeamten oder 
von zwei zu dieſem Behuf beſonders zu verpflichtenden ſachverſtaͤndigen Bau⸗ 
handwerkern mit kunſtmaͤßiger Genauigkeit und mit Zuziehung der Ortsobrig⸗ 
keit eine foͤrmliche Taxe zu dem Zwecke und aus dem Geſichtspunkte aufges 
nommen werden, daß dadurch mit Ruͤckſicht auf die ortlichen Materialienpreiſe 
und mit billiger Beruͤckſichtigung des geringeren Preiſes derjenigen Fuhren und 
anderer, keine techniſche Kunſtfertigkeit erfordernden baulichen Arbeiten, die der 
Verſicherungsnehmer mit ſeinem Hausweſen ſelbſt beſtreiten kann, der dermalige 
Werth derjenigen in dem Gebaͤude enthaltenen Baumaterialien und Bauarbeiten 
feftgeftellt werde, welche verbrennlich oder ſonſt der Zerfiörung oder Beſchaͤdi— 
gung durch Feuer ausgeſetzt ſind. Alles was nicht durch Feuer verletzt werden 
kann, bleibt alſo dabei ausgeſchloſſen. Der dermalige Werth der Bauarbeiten 
ergiebt ſich bei Gebaͤuden, die nicht mehr in voͤllig baulichem Zuſtande ſind, 
dadurch, daß deren nach vorſtehender Beſtimmung feſtgeſtellter Werth in dem⸗ 
ſelben Verhaͤltniſſe reduzirt wird, in welchem der Werth der Materialien in 
dem vorgefundenen Zuſtande zu demjenigen Werthe ſteht, den die Baumate— 
rialien in völlig gutem Zuſtande haben würden. Dieſer Reduktion bedarf es 
abe nt bei Gebäuden, die ſich noch in mittelmäßig baulichem Zuſtande 

efinden. 

Die Koſten der Abſchaͤtzung werden von dem Verſicherungsnehmer ge— 
tragen, wenn eine Ermaͤßigung der Verſicherungsſumme bis zur Haͤlfte der 
Differenz zwiſchen feiner ` erthangabe und der Schaͤtzung der Sozietät oder 
darüber erfolgt; im anderen Falle fallen die Koſten der Sozietaͤt zur Laſt. 


H. 28. a 


Ueber die durch dieſe Taxe feſigeſtellte Werthsſumme hinaus und nach— 
dem 
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dem dieſelbe auf die zunaͤchſt geringere, durch zehn theilbare Summe herab⸗ 
geſetzt worden, iſt ſchlechterdings keine Verſicherung zulaͤſſig. | 


§. 29. 


Inſofern der Eigenthuͤmer des Gebaͤudes freies Bauholz zu fordern be— 
rechtigt iſt, iſt der Werth deſſelben bei der Verſicherungsſumme, es mag ſolche 
auf der Angabe des Verſicherungsnehmers oder auf Abſchaͤtzung beruhen, außer 
Anſatz zu laffen. Dagegen iſt derjenige, welcher das freie Bauholz zu liefern 
verpflichtet iſt, zu jeder Zeit berechtigt, ſolches beſonders zu verſichern. 


‚ §. 30. 


Regelmaͤßige periodiſche Reviſionen der Verſicherungsſumme oder Taxen, 
um die durch den Verlauf der Zeit erfolgende Verminderung des Werths der 
verſicherten Gebaͤude im Auge zu behalten, ſind zwar nicht erforderlich; die 
Sozietät hat aber jederzeit das Recht, ſolche Reviſtonen allgemein oder einzeln 
auf ihre Koſten vornehmen, von den Verſicherten neue Beſchreibungen bei⸗ 
bringen und, falls ſich der Verſicherte der von der Sozietät für noͤthig erach— 
teten Herabſetzung der Verſicherungsſumme weigert, eine Taxe aufnehmen und 
dadurch das Maximum der verſicherungsfaͤhig bleibenden Summe feſtſtellen zu 
laſſen. Namentlich find alle mit den Feuerſozietaͤts-Angelegenheiten beauftrags 
ten Beamten verpflichtet, beim Verfall der Gebaͤude, zumal ſolcher, deren 
Werth nach der Erfahrung ſchnell abzunehmen pflegt, ihr beſonderes Augen⸗ 
merk darauf zu richten, daß die Verſicherungsſumme niemals den wirklich noch 
vorhandenen Werth der verſicherten Gegenftände uͤberſteige; und auch den 
Ortsbehoͤrden liegt eine gleiche Verpflichtung ob. Nicht minder iſt der Ver⸗ 
ſicherte ſelbſt in ſolchen Faͤllen zur Anzeige verpflichtet, und es bleibt, wenn 
ſolche nicht erfolgt iſt, der Sozietaͤt auch nach etwa eingetretenem Brand— 
ungluͤck der ihrerſeits zu fuͤhrende Nachweis, daß das Gebaͤude weniger werth 
geweſen, vorbehalten, ſo daß dieſelbe, wenn ſie ſolchen fuͤhrt, nur bis auf die 
Hoͤhe des wirklichen Werths verhaftet bleibt. 


VI. Erhöhung und Herabſetzung der Verſicherungsſumme. 
H. 31. 


, In der Regel kann Jeder, nach Maaßgabe der Beſtimmungen im A 19. 
dieſes Reglements, die bisherige Verſicherungsſumme bis zu dem zuläffigen 
Maximum erhoͤhen oder auch bis zu einem willkuͤrlichen Minderbetrage ber: 
abſetzen laſſen. ? 

Derjenigen nothwendigen Herabſetzung der Verſicherungsſumme, welche 
daraus folgt, daß etwa der Werth des durch Feuer zerſtoͤrbaren oder unbrauch— 
bar zu machenden Theils des verſicherten Gebaͤudes oder das danach oder 
ſonſt zuläffige Maximum nicht mehr die Höhe der bisherigen Verſicherungs— 
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ſumme erreicht, muß ſich aber ein Jeder unterwerfen, und es ſteht dagegen ſo 
wenig den Gebaͤudebeſitzern als einem Dritten (Hypothekenglaͤubiger oder ſon⸗ 
Diaen Realberechtigten) ein Widerſpruchsrecht zu. Die Wirkung derſelben 
tritt ſofort, nachdem die Direktion den Betheiligten ($. 16.) davon benachrich- 
tigt hat, ein, und mit dem Anfange des Halbjahres, in welchem die Herab— 
ſetzung erfolgt, wird danach auch der Beitrag bemeſſen. 


VII. Beiträge der Intereſſenten und deren Klaſſifikation. 
N §. 32. : 


Die von ben Theilnehmern der Sozietät zu leiftenden Beiträge werden 
in ordentliche und außerordentliche unterſchieden, die beide gleichmäßig zur Be— 
ſtreitung aller Ausgaben der Feuerſozietaͤt beſtimmt find. 

Die ordentlichen Beiträge find nach gewiſſen Prozenten der für denjeni- 
gen Zeitraum, auf welchen die Beiträge ſich beziehen, kataſtrirten Verſicherungs— 
ſummen ($$. 34. ff.), dem muthmaaßlichen alljaͤhrlichen Bedarf gemäß, 
abgemeſſen und ein- für allemal feſtgeſtellt. Sie müffen ohne beſondere Aus: 
ſchreibung eingezahlt werden. Den außerordentlichen Beitraͤgen aber, welche 
nur von Zeit zu Zeit eintreten koͤnnen, um zu decken, was etwa an dem wirt: 
lichen Bedarf zur Beſtreitung der vorkommenden Brandverguͤtigungen und 
ſonſtigen Obliegenheiten, nach Abrechnung der Summe der ordentlichen Beitraͤge, 
noch fehlen moͤchte, muß jedesmal ein foͤrmliches Ausſchreiben vorhergehen. 
Jeder außerordentliche Beitrag iſt uͤbrigens auf ein leicht zu berechnendes Ver— 
haͤltniß zu dem ordentlichen Beitrag (3. B. die Haͤlfte, ein Drittheil, oder aber 
das Anderthalbfache, Doppelte deſſelben) feſtzuſetzen. 


F. 33. 


Die Einzahlung des ordentlichen Beitrags geſchieht halbjährlich praenu- 
merando am 1. Januar und am 1. Juli jeden Jahres oder doch binnen laͤng⸗ 
ſtens vierzehn Tagen nach Eintritt dieſer Termine; die nach Ablauf der vier 
ehntaͤgigen Friſt verbliebenen Ruͤckſtaͤnde werden ohne weitere Anmahnung der 

eſtanten durch dieſelben exekutiviſchen Mittel beigetrieben, welche fuͤr die 
Öffentlichen Abgaben vorgeſchrieben find. Für jeden außerordentlichen Beitrag 
wird der aͤußerſte Einzahlungstermin in dem Ausſchreiben beſonders beſtimmt; 
die nach deſſen Ablauf verbliebenen Ruͤckſtaͤnde werden in gleicher Art exeku— 
tiviſch eingezogen. g 

Sollten die mit dem Beginne des Halbjahres fuͤr die Verſicherung eines 
Gebäudes einzuzahlenden ordentlichen Beiträge am Schluſſe des naͤchſtfolgenden 
Halbjahres noch unberichtet ſein, ſo iſt die Direktion befugt, ohne Weiteres das 
ck Gebäude mit dem Anfange des dritten Semeſters in dem Kataſter zu 
loͤſchen, wenn nicht die in demſelben vermerkten Hypothekenglaͤubiger, welche ſie 
davon benachrichtigt, die Entrichtung der Beiträge übernehmen (§. 16.). Daſſelbe 
kann geſchehen, wenn die außerordentlichen Beitraͤge nach dem in 1 

a rei⸗ 


ſchreibung beſtimmten Termine laͤnger als ein ganzes Jahr im Ruͤckſtande 
bleiben. , en 

Es ift der Direktion geſtattet, unter beſonderen Umſtaͤnden dem Eigen— 
thuͤmer eine weitere Befriſtung zu bewilligen; indeß darf dieſelbe einen Zeitraum 
von zwei Jahren nicht uͤberſteigen. 


F. 34. 


Die Summe des ordentlichen Beitrags beſtimmt ſich fuͤr jedes verſicherte 
Gebaͤude nach der Klaſſe, zu welcher es nach ſeiner Beſchaffenheit und Lage 
und dem daraus hervorgehenden Grade ſeiner Feuergefaͤhrlichkeit gehoͤrt. Es 
1 in der Sozietaͤt vier Klaſſen, jede mit zwei Unterabtheilungen, und 
es gehoͤren 


zur erſten Klaſſe: | 
alle Gebäude mit maſſiven Umfaſſungswaͤnden und maſſiven Gie— 
bein von Stein oder gebrannten und ungebrannten Ziegeln, Piſé— 
bau und maſſiver Bedachung (von Stein oder Metall); 

zur zweiten Klaſſe: 
alle Gebäude von Fachwerk oder von Holz mit maſſiver, Papp⸗ 
oder Lehmſchindel-Bedachung; 

zur dritten Klaſſe: 
Gebaͤude aller Art, und ohne Ruͤckſicht darauf, aus welchen 
Materialien deren Umfaſſungswaͤnde beſtehen, die mit Stroh, Rohr 
oder Holz gedeckt ſind, desgleichen Lehmſtrohdaͤcher; 

zur vierten Klaſſe: 
alle als eigentlich feuergefaͤhrlich zu betrachtenden Anlagen, infos 
fern fie nicht von der Verſicherung ganz ausgeſchloſſen find (§. 5.). 


In welche Unterabtheilung jeder Klaſſe ein Gebaͤude zu ſetzen iſt, haͤngt 
davon ab, ob es iſolirt liegt oder nicht. Erſteres iſt anzunehmen, wenn Ge⸗ 
baͤude der erſten und zweiten Klaſſe Eine Ruthe und Gebaͤude der dritten 
und vierten Klaſſe fuͤnf Ruthen von den naͤchſtſtehenden Gebaͤuden entfernt 
ſind. Ueberall aber werden Gebaͤude, die, in ununterbrochenem Zuſammenhang 
erbaut, unter Einem Dache liegen, als ein Ganzes behandelt und nach dem 
Theile, welcher der feuergefaͤhrlichſte iſt, klaſſifizirt. * 

Daſſelbe tritt ein, wenn die Umfaſſungswaͤnde eines Gebaͤudes nicht im 
allen Theilen von derſelben Bauart ſind, wenn beiſpielsweiſe ein Haus zum 
Theil maſſio, zum Theil in Fachwerk oder Holz erbaut und dieſer Theil mehr 
als ein Achtel des Geſammtflaͤchen-Inhalts der Umfaſſungswaͤnde ausmacht, 
zo e es theilweiſe mit Stein und theilweiſe mit Stroh oder Holz ge: 
deckt iſt. 

Wird durch die Benutzung eines Gebaͤudes deſſen Feuergefaͤhrlichkeit 
mehr als gewöhnlich erhöht, fo wird es in diejenige höher beſteuerte Unterab⸗ 
theilung geſetzt, welche auf die folgt, in welcher es, abgeſehen hiervon, nach 
Bauart und Lage ſeine Stelle erhalten haben wuͤrde. Jenes wird hauptſaͤchlich 
dann anzunehmen ſein, wenn zu einem Gewerbsbetriebe eine dauernde, insbe⸗ 
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fondere bedeutende Feuerung erforderlich it, wenn in dem Gebäude leicht feuer- 
fangende Materialien in größerer Menge verarbeitet werden, oder wenn der 
Gewerbsbetrieb in der Regel auch die Naͤchte hindurch fortgeſetzt wird und 
daher durch vernachlaͤſſigte Aufſicht auf die Beleuchtung leicht Schaden ge— 
ſchehen kann. f 

Das Angefuͤhrte findet ferner Anwendung, wenn die Feuerungen nicht 
voͤllig ſicher und dauerhaft ſind. Gebaͤude mit Kleb- und hoͤlzernen Schorn— 
ſteinen find zum höchſten Beitrags ſatze heranzuziehen. 

Unter Umſtaͤnden und bei größerer Naͤhe feuergefaͤhrlicher Gebaͤude koͤn— 
nen ſolche, in denen leicht feuerfangende Materialien in erheblicher Menge 
aufbewahrt werden, deshalb ebenfalls in eine hoͤher beſteuerte Unterabtheilung 
verſetzt werden, doch ſind in dieſer Hinſicht Produkte der Landwirthſchaft nicht 
zu den leicht feuerfangenden Materialien zu zaͤhlen. 

Wind⸗ und Schneidemuͤhlen, Ziegelſcheunen und andere ähnliche Ge— 
baͤude werden nur in der zweiten Unterabtheilung der vierten Klaſſe zur Ver— 
ſicherung angenommen, letztere auch dann nur, wenn ſie von den Feuerungs— 
anlagen, zu denen ſie gehoͤren, mehr als fuͤnf Ruthen entfernt ſind. 


F. 35. 


Ueber die Klaſſe, in welcher ein zur Verſicherung angemeldetes Gebaͤude 
geſtellt werden ſoll, hat auf das Gutachten reſp. des betreffenden Magiſtrats, 
Domainen-Rentbeamten oder Landraths die Direktion zu beſtimmen. 

Dem Eigenthuͤmer iſt von der betreffenden Behoͤrde das Reſultat des 
abgegebenen Gutachtens ſogleich, damit er ſeine Rechte bei der Direktion vor 
der Entſcheidung näher ausführen koͤnne, hiernaͤchſt aber die Entſcheidung der 
letzteren bekannt zu machen. 

Bei dieſer Begutachtung und reſp. Entſcheidung dient die von dem Ge— 
baude beigebrachte Beſchreibung zur Grundlage; wenn dieſe uͤber irgend einen 
weſentlichen Umſtand nicht hinlaͤngliche Auskunft SCH fo kann ſolche von dem 
Verſicherungsnehmer oder von der geeigneten Behoͤrde auf dem kuͤrzeſten Wege 
erfordert werden. 


H. 36. 


Iſt der Eigenthuͤmer mit der Beſtimmung der Direktion zufrieden, ſo hat 
es dabei ſein Bewenden. Will er ſich derſelben aber nicht unterwerfen, ſo 
ſteht ihm, nach feiner Wahl (F. 121.), der Weg des Rekurſes oder die Bes 
rufung auf ſchiedsrichterliche Entſcheidung zu. 


H. 37. 


| Die Beſtimmung der Direktion gilt aber jedenfalls einſtweilen dergeſtalt, 
daß ein davon abweichendes Reſultat des Rekurs- oder reſp. ſchiedsrichterlichen 
Verfahrens erſt von dem naͤchſten, nach Beendigung deſſelben eintretenden 
ordentlichen Eintrittstermine ab (F. 19.) in Wirkſamkeit tritt. Dem SI 

thümer 
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thuͤmer bleibt jedoch unbenommen, bis zu eben dieſem Zeitpunkte von der Ver⸗ 
ſicherung ganz abzuſtehen. 5 


F. 38. 
Der ordentliche Beitrag wird hiermit fuͤr jede Halbjahrsrate in der 
I. Klaſſe: 
a) für iſolirte Gebaͤude auf 43 Sgr. 
b) für nicht iſolirte Gebäude auf 53 „ 
II. Klaſſe: 
a) fuͤr iſolirte Gebaͤude auf 7 Sgr. 


b) für nicht iſolirte Gebäude auf 8 „ 
III. Klaſſe: 


a) für iſolirte Gebaͤude auf 11 Sgr. 

b) fuͤr nicht iſolirte Gebaͤude auf 123 „ 
IV. Klaſſe: 

a) für iſolirte Gebaͤude auf 15 Sgr. 


b) für nicht iſolirte Gebäude auf 20 „ 
von jedem Einhundert Thaler des Verſicherungswerths beſtimmt. 


$. 39. 


Die vorbeſtimmte Klaſſeneintheilung und das Beitragsverhaͤltniß der 
verſchiedenen Klaſſen ſollen von fuͤnf zu fuͤnf Jahren, vom Zeitpunkt der Eroͤffnung 
der Feuerſozietaͤt an gerechnet, mit Huͤlfe der inzwiſchen geſammelten Erfah— 
rungen, einer neuen Prüfung durch die Provinzialvertretung, vorbehaltlich Unſerer 
Genehmigung, unterworfen werden. 


VIII. Veränderungen während der Verſicherungszeit. 
$. 40. 


Wenn waͤhrend der Verſicherungszeit in oder an dem Gebaͤude eine 
Veraͤnderung oder Anlage vorgenommen, oder eine ſolche veraͤnderte Benutzun 
deſſelben begonnen wird, welche die Feuersgefahr in dem Maaße erhoͤht, da 
ſolche grundſaͤtzlich die Verſetzung des verſicherten Gebaͤudes in eine andere, zu 
hoͤheren Beitraͤgen verpflichtete Klaſſe oder Unterabtheilung nach ſich ziehen 
wuͤrde (F. 34.), fo iſt der Verſicherte verpflichtet, dem betreffenden Magiſtrat, 
Domainenbeamten oder Landrathe innerhalb des laufenden Halbjahres davon 
Anzeige zu machen und ſich der aus einer ſolchen baulichen Veraͤnderung oder 
veränderten Benutzung reglementsmäßig folgenden Beitragserhoͤhung zu unter: 
werfen. . 
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Wird die Anzeige nicht in dem laufenden Halbjahr geleiftet, fo muß der 
Verſicherte den vierfachen Betrag der Differenz zwiſchen den geringeren Bei— 
traͤgen, welche er entrichtet hat, und den hoͤheren, welche er haͤtte entrichten 
muͤſſen, als Strafe zur Feuerſozietaͤts-Kaſſe einzahlen. e 


$. 42. 


Dieſer Strafbetrag wird von dem Anfange des Halbjahres an, in wel- 
chem die Anzeige haͤtte gemacht werden ſollen, bis zum Ende des Halbjahres, 
in welchem dieſelbe nachtraͤglich gemacht oder anderweitig die Entdeckung der 
vorgenommenen Veraͤnderung erfolgt iſt, jedoch nicht uͤber den Zeitraum von 
fuͤnf Jahren hinaus, berechnet. 


$. 43. 


Dagegen wird zwar die durch die Veraͤnderung erhoͤhete Feuersgefahr 
von der Sozietaͤt von Anfang an mit uͤbernommen; es muß aber, wo eine 
Verſetzung des Gebaͤudes in eine andere, zu hoͤhern Beitraͤgen verpflichtete 
Klaſſe eintritt, der hoͤhere Beitrag vom Anfange des Halbjahres an, in welchem 
die Veränderung ſtattgefunden hat, noch außer den Strafbeitraͤgen (§ F. 41. 42.) 
geleiſtet werden. 


IX. Brandſchaden⸗Tare. 
H. 44. 


Einer foͤrmlichen Abſchaͤtzung des Schadens, welcher in einem bei der 
Feuerſozietaͤt verſicherten Gebäude durch Brand entſtanden iſt, bedarf es nur, 
wenn der Feuerſchaden partiell geweſen, und das Gebäude nicht völlig abge— 
brannt oder zerftört, alſo ein vollftändiger Neubau nicht erforderlich iſt. 


* 


H. 45. 


Alsdann hat dieſelbe den Zweck, das Verhaͤltniß zwiſchen demjenigen 

Theil des von der Feuerſozietaͤt verſicherten Bauwerths, welcher durch das 

Feuer und bei deſſen Daͤmpfung vernichtet, und demjenigen, welcher in einem 
brauchbaren Zuſtande geblieben iſt, feſtzuſtellen. 


H. 46. 


Sie wird alſo nicht auf eine beſtimmte Geldſumme, ſondern vielmehr auf 
die vernichtete Quote des ganzen verſicherten Objekts gerichtet, mithin dadurch 
aus⸗ 
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ausgeſprochen, welcher aliquote Theil des Werths, nach dem im F. 27. auf: 
geſtellten Geſichtspunkte beurtheilt, vernichtet worden. 


$. 47. 


Dabei dient die der Verſicherung des Gebäudes zum Grunde liegende 
Beſchreibung (J. 22. ff.) oder vorhandene Taxe ($$- 27. ff.) des abgebrann⸗ 
ten Gebaͤudes zur Grundlage, und bleibt nach den Umſtaͤnden vorbehalten, die 
etwa mangelhaften Notizen durch den Augenſchein, durch Zeugen oder ſonſt zu 
vervollſtaͤndigen. am 


H. 48. 


So wie ein Feuerſchaden eingetreten iſt, muß baldmoͤglichſt und laͤngſtens 
innerhalb acht Tagen nach der vom Brande erhaltenen Nachricht eine Beſich— 
tigung des Schadens durch den Kreislandrath oder reſp. Domainenbeamten 
oder Magiſtrat erfolgen. Ueberzeugt ſich die Behoͤrde, daß ein Totalſchaden 
vorliegt, ſo hat dieſelbe, unter Zuziehung des Ortsvorſtandes, an Ort und 
Stelle eine Verhandlung aufzunehmen, wodurch dieſes Reſultat feſtgeſtellt wird. 
Handelt es ſich aber um eine partielle Beſchaͤdigung, ſo muß von ihr bei der 
Schadenbeſichtigung außerdem noch ein Sachverſtaͤndiger zugezogen, und von 
letzterem die Abſchaͤtzung der Schadenquote ſofort an Ort und Stelle vorge— 
nommen und zum Protokoll erklaͤrt werden. In beiden Fällen iſt auch der 
Beſchaͤdigte ſelbſt bei der Verhandlung zuzuziehen und mit ſeiner Erklaͤrung 
zum Protokoll zu vernehmen. 


H. 49. 


Der zuzuziehende Sachverſtaͤndige muß in wichtigen und ſchwierigen 
Faͤllen nach der pflichtmaͤßigen Erwaͤgung und Auswahl der Behoͤrde, nicht 
minder, wenn der Beſchaͤdigte darauf antraͤgt, entweder ein vereideter Bau— 
beamter ſein, oder es muͤſſen ſtatt deſſelben zwei Baugewerkmeiſter zugezogen 
werden, und nur in minder ſchwierigen Faͤllen und mit Zuſtimmung des, Be⸗ 
ſchaͤdigten kann Ein Baugewerkmeiſter genügen. 

Die zugezogenen Sachverſtaͤndigen werden jedesmal mit dem Geſichts⸗ 
punkt, wonach ihr ſachkundiges Urtheil begehrt wird, zuvor genau bekannt ges 
macht und, wenn ſie nicht * ein für allemal vereidigt find, zu der Hand» 
lung durch Handſchlag beſonders verpflichtet. 

Beantragt der Beſchaͤdigte die Aufnahme oder Reviſion einer Taxe durch 
einen vereideten Baubeamten, oder die SC eines zweiten Baugewerkmei⸗ 
ſters in Faͤllen, wo die kataſterfuͤhrende Behörde dies nicht für erforderlich er: 
achtet, fo trägt erſterer die dadurch entſtehenden Mehrkoſten. 


$. 30. 


Bei dieſer Verhandlung ($$. 48. und 49.) muß zugleich von Amtswegen 
Alles, was uͤber die Entſtehung und erſte Entdeckung des Feuers, deſſen Aus⸗ 
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breitung, die Dämpfung deffelben, die zuerſt angekommenen Spritzen und ans 
dere Loͤſchungshuͤlfen, und über ſonſtige, die Sozietaͤt nach Inhalt des gegen- 
waͤrtigen Reglements angehende Gegenſtaͤnde bekannt iſt, geſchichtlich zu Pro⸗ 
tokoll verzeichnet, und Jeder, der durch den Brand beſchaͤdigt iſt, darüber, ob, 
wo und wie hoch er — ſei es ſein Immobiliar- oder Mobiliarvermoͤgen — 
gegen Feuer verſichert habe, umſtaͤndlich vernommen werden. Die bei der 
ganzen Verhandlung etwa vorkommenden Koſten übernimmt die Sozietät. 


X. Auszahlung der Brandſchaden⸗Vergütungsgelder. 
F. 51. N 


Die Brandſchadenverguͤtung wird fuͤr alle nach den Vorſchriften dieſes 
Reglements ermittelten Beſchaͤdigungen des verſicherten Gebäudes durch Feuer 
geleiſtet, ohne daß die Art und der Grund der Entſtehung des Feuers, er be— 
di d'et Macht, Zufall, Bosheit oder Muthwillen, darin einen Unter⸗ 

ied macht. 


H. 52. 


Wenn jedoch das Feuer von dem Verſicherten ſelbſt vorſaͤtzlich verur⸗ 

ſacht, oder mit ſeinem Wiſſen und Willen oder auf ſein Geheiß von einem 
Dritten angelegt wird, ſo faͤllt, mit Ausnahme des in dem H. 53. bezeichneten 
Falles, die Verbindlichkeit der Sozietaͤt zur Zahlung der Brandſchadenver⸗ 
guͤtung fort. Wegen bloßen Verdachts, daß der Verſicherte das Feuer vor— 
ſaͤtzlich verurſacht Led kann dieſe Zahlung nur dann vorenthalten werden, 
wenn der Verdacht ſo dringend iſt, daß auf den Grund deſſelben wider ihn 
die gerichtliche Unterſuchung eröffnet worden. 
0 In dieſem Falle haͤngt es von dem Ausfall des Urtheils ab, ob die 
Brandſchadenverguͤtung definitiv wegfaͤllt, oder nach rechtskraͤftig entſchiedener 
Sache nachzuzahlen iſt. Wird der Verſicherte für nichtſchuldig befunden, ſo 
muß die Nachzahlung erfolgen, im Fall einer Verurtheilung aber iſt die So: 
zietaͤt dazu nicht verpflichtet. 


H. 53. 


Haften jedoch in einem ſolchen Falle (F. 52.) auf dem abgebrannten 
Gebaͤude reſp. auf der Beſitzung, zu welcher das abgebrannte Gebaͤude gehoͤrt 
hat, ſolche Hypothekenſchulden, die nach $$. 16. ff. bei dem Kataſter gehoͤrig 
vermerkt find, von dem Schuldner aber anderweitig nicht gedeckt werden koͤn⸗ 
nen, ſo ſoll auf den Antrag dieſer Glaͤubiger das abgebrannte Gebaͤude oder 
der Platz, wo ſolches geſtanden, reſp. das Grundftüc, zu welchem das abge⸗ 
brannte Gebaͤude gehoͤrt hat, nebſt der Entſchaͤdigungsſumme, welche die So⸗ 
zietaͤt fonft zu gewähren haͤtte, zum öffentlichen nothwendigen Verkaufe geſtellt 
und dem Meiſtbietenden mit der Verpflichtung zum Wiederaufbau gene 

werden. 
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werden. Der Sozietät kommt alsdann nur dasjenige zu Gute, was von der 
Kaufſumme, nach Befriedigung der Realgläubiger, übrig bleibt, inſoweit dieſer 
Ueberſchuß die Brandentſchaͤdigungsſumme nicht uͤberſteigt. 


H. 54. 


Iſt der Brand entweder durch ein bloßes Verſehen des Verſicherten 
ſelbſt, oder aber von ſeinem Ehegatten, ſeinen Kindern oder Enkeln, oder von ſeinem 
Geſinde oder von ſeinen Hausgenoſſen verurſacht worden, ſo darf deshalb die 
Zahlung der Brandſchadengelder von Seiten der Sozietät nicht verweigert oder 
vorenthalten werden. Der Sozietät bleibt aber in ſolchen Fallen der Civil⸗ 
anſpruch auf Ruͤckgewaͤhr nach den allgemeinen Geſetzen inſoweit vorbehalten, 
als dem Verſicherten, erſtenfalls in ſeinen eigenen Handlungen, andernfalls 
in der haus väterlichen Beaufſichtigung der vorgedachten Perſonen, eine grobe 
Verſchuldung zur Laſt fallt. g 


$. 55. 


Ob und wie weit fonft die Sozietät gegen einen Dritten, welcher den 
Ausbruch des Feuers verſchuldet hat, im Wege des Civilprozeſſes auf Entſchaͤ⸗ 
digung klagen koͤnne, wird nach den allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen be⸗ 
urtheilt. Alle Rechte und Anſpruͤche auf Schadenerſatz aber, welche dem Ver— 
ſicherten ſelbſt gegen einen Dritten zuſtehen moͤchten, gehen bis auf den 
Betrag der von der Sozietät geleiſteten Brandſchadenverguͤtung kraft der Ber 
ſicherung auf die Sozietaͤt uͤber. \ 


H. 56. 


Derjenige Schaden, welcher im Kriege durch ein Feuer entſteht, welches, 
gleichviel ob von freundlichen oder feindlichen Truppen, nach Kriegsgebrauch, 
d. h. zu Kriegsoperationen oder zur Erreichung militairiſcher Zwecke, auf Be: 
fehl eines militairiſchen Befehlshabers, vorſaͤtzlich erregt worden, wird von der 
Sozietaͤt nicht vergütet. , 


$. 57. 


Daß ein von kriegfuͤhrenden Truppen vorfäglich erregtes Feuer zu mili⸗ 
tairiſchen Zwecken, und alſo mit ee e Vorſatz erregt worden, 
wird im zweifelhaften Falle vermuthet, wenn der Befehl dazu, oder zu ſolchen 
Operationen, wovon der entſtandene Brand eine nothwendige oder mit ge⸗ 
woͤhnlichem Verſtande als wahrſcheinlich vorauszuſehende Folge geweſen, wirk— 
lich ertheilt worden iſt. 


| $. 58. 
Ein ſolcher Befehl ſelbſt aber kann in. Fällen, wo deſſen Wirklichkeit, 


ſei es geradezu oder auch nur aus den erwieſenen begleitenden Umſtaͤnden, nicht 
Jahrgang 1853. (Nr. 3905.) 134 zu 
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zu erweiſen iſt, nur dann vermuthet werden, wenn die Anzuͤndung eines Ge- 
baͤudes durch Truppen waͤhrend eines Gefechts, oder auf einem Ruͤckzuge im 
Angeſicht des Gegners, oder waͤhrend einer Belagerung, oder vor einer Bela— 
gerung bei Armirung des Platzes geſchehen iſt. 


$. 59. 


Feuerſchaͤden, die im Kriege durch Ruchloſigkeit, Muthwillen oder Bos— 
heit des Militairs oder Armeegefolges, oder gar nur auf Veranlaſſung des 
Kriegszuſtandes entſtehen, find von der Brandverguͤtung durch die Sozietät kei— 
nesweges ausgeſchloſſen. 


$. 60. 


Ebenſowenig ſind von dieſer Verguͤtung ſolche Beſchaͤdigungen der Ge— 
baͤude ausgeſchloſſen, welche durch den Blitz, wenn folcher nicht gezuͤndet, ſon— 
dern blos zertruͤmmert hat, hervorgebracht worden, noch auch ſolche, welche 
einem verſicherten Gebaͤude zwar nicht durch das Feuer ſelbſt, aber durch die 
Loͤſchung des Feuers und zum Behuf derſelben, oder um die weitere Verbrei— 
tung des Feuers zu verhuͤten, z. B. durch ein von den die Loͤſchanſtalten lei— 
tenden Behörden oder Perſonen angeordnetes, oder doch nachher als noͤthig 
oder nuͤtzlich zur Feuerloͤſchung nachgewieſenes Einreißen oder Abwerfen von 
Waͤnden, Daͤchern u. ſ. w. an den in der Verſicherung begriffenen Theilen 
deſſelben zugefügt find. Schäden aber, welche durch Pulver- oder andere Er: 
ploſionen, durch Erdbeben oder aͤhnliche Naturereigniſſe verurſacht ſind, werden 
nur dann verguͤtet, wenn ein ſolches Ereigniß Feuer veranlaßt hat, und die 
Schäden ſelbſt alſo Brandſchaͤden ſind. 


$. 61. 


Bei Partialſchaͤden erfolgt die Vergütung in derſelben Quote der Ver: 
ſicherungsſumme, als von den verſicherten Gebaͤudetheilen nach H. 46. fuͤr ab— 
gebrannt oder vernichtet erachtet werden. 


F. 62. 


Bei Totalſchaͤden wird die ganze verſicherte Summe verguͤtet und auf 
die etwaigen Ueberbleibſel nichts in Abzug gebracht. Vielmehr werden ſolche 
dem Eigenthuͤmer zu den Koſten der Schuttaufraͤumung und Planirung uͤberlaſſen. 


H. 63. 


Mit Ausnahme des zur Beſeitigung einer weiteren Feuersgefahr noͤthi— 
gen Weg- und Aufraͤumens, worauf ſchleunig zu halten, dürfen die Materialien 
der abgebrannten und eingeriſſenen Gebaͤude nicht bei Seite geſchafft, noch ſonſt 
verwendet, auch etwa noch ſtehende Gebaͤudetheile, außer im Falle eines Pr 

ahr 


„ 

fahr drohenden Einſturzes, nicht abgetragen werden, bevor nicht die kompetente 
Behörde ($. 48.), nachdem fie von der Beſchaͤdigung Kenntniß genommen, die 
Erlaubniß dazu ertheilt hat. Derjenige Verſicherte, welcher dawider handelt, 
und dadurch die Ermittelung, ob der Feuerſchaden total oder partiell geweſen, 
oder die Abſchaͤtzung der Schadenquote ($$. 45. 46.) vereitelt, verliert ſeinen 
Anſpruch auf Entſchaͤdigung. Sind Hypothekenſchulden im Kataſter vermerkt, 
fo findet das im H. 53. vorgeſchriebene Verfahren ſtatt. 


H. 64. 


Die Zahlung der Brandſchadenverguͤtung erfolgt bei Totalſchaͤden, falls 
nicht etwa dem Beſchaͤdigten von der Wiederherſtellung überhaupt Dispenſation 
ertheilt wird (§. 77.), in zwei Raten, und zwar die erſte Haͤlfte baldmoͤglichſt 
und in langſtens zwei Monaten nach dem Brandſchaden, die zweite Halfte 
aber, ſobald das Gebaͤude unter Dach gebracht und der Nachweis daruͤber, 
A Ne Brandentſchaͤdigungsſumme in das Gebaͤude verwendet worden, ge— 
führt iſt. 


§. 65. 


Bei Partialſchaͤden erfolgt die Zahlung gleichfalls in zwei Haͤlften; die 
erſte laͤngſtens zwei Monate nach vorgefallenem Brandſchaden, die andere gleich⸗ 
zeitig oder ſpaͤter, ſobald naͤmlich der Nachweis geführt wird, daß die Wieder: 
herſtellung erfolgt ſei. , 


$. 6b. 


Die Sozietaͤtskaſſe iſt verpflichtet, die Zahlung der Verguͤtungsgelder 
prompt und laͤngſtens in den vorbezeichneten Friſten zu leiſten, vorausgeſetzt, 
daß dem Verungluͤckten nichts entgegenſteht, wovon das gegenwärtige Regle⸗ 
ment fpätere Zahlungstermine abhangig macht. Findet eine laͤngere Verzoͤge— 
rung der Zahlung ſtatt, ſo iſt die Sozietaͤt von den gedachten Terminen ab zu 
den geſetzlichen Verzugszinſen verpflichtet. 

$. 67. 

Die Zahlung a in der Regel an den Verſicherten, und darunter 
iſt immer der Eigenthuͤmer des verſicherten Gebaͤudes zu verſtehen, dergeſtalt, 
daß in dem Falle, wenn das Eigenthum des Grundſtuͤcks, worauf das ver: 
ſicherte Gebaͤude ſteht oder geſtanden hat, auf einen Andern uͤbergeht, damit 


zugleich alle aus dem Verſicherungsvertrage entſpringenden Rechte und Pflich⸗ 
ten für übertragen geachtet werden. 


H. 68. 


Die Sozietät ift aber nicht verbunden, ſich nach den . 
zu erkundigen, vielmehr zahlt ſie an denjenigen Beſitzer, welchen die Lokal⸗ 
Gr. 3905.) 5 134 * behoͤrde 
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behoͤrde auf den Grund des Kataſters als den Beſchaͤdigten angiebt, wenn 
nicht ein Anderer rechtzeitig dagegen Einſpruch erhoben hat. 


F. 69. 


Das Intereſſe der hypothekariſchen Glaͤubiger oder anderer Realberech— 
tigten wird dabei von der Sozietaͤt nicht von Amtswegen wahrgenommen; es 
bleibt vielmehr Jedem ſelbſt uͤberlaſſen, bei eingetretenem Brandunfall in Zei⸗ 
ten den Arreſtſchlag auf die Verguͤtungsſumme bei dem Richter auszuwirken. 


F. 70. 


Nur wenn und ſo weit ein folcher Arreſtſchlag vor geſchehener Auszah— 
lung der Verguͤtungsgelder eintritt, iſt die Sozietaͤt verbunden, die Zahlung zu 
dem gerichtlichen Depoſitorium zu leiſten, wonaͤchſt alsdann die Intereſſenten 
das Weitere unter ſich auszumachen haben. 


$. 71. 


Kein Realglaͤubiger hat aber das Recht, aus den Brandverguͤtungsgel— 
dern wider den Willen des Verſicherten ſeine Befriedigung zu verlangen, wenn 
und ſoweit dieſelben in die Wiederherſtellung des verſicherten Gebaͤudes ver— 
wandt worden, oder dieſe Verwendung auch nur auf irgend eine geſetzlich zu— 
laͤſſige Weiſe von dem Hypothekenrichter und nach deſſen Ermeſſen zulaͤnglich 
ſichergeſtellt wird. 


H. 72. 


Stellt hingegen der Verſicherte das Gebaͤude nicht wieder her, ſo hat 
es bei den allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften, die ſich zur Anwendung auf 
das Verhaͤltniß des Verſicherten zu feinem Realglaͤubiger eignen, das Be— 
wenden. 


XI. Folge des Brandunglücks in Beziehung auf die Fortdauer 
des Verſicherungsvertrages. 


H. 73. 


Wer ein Gebaͤude durch Brand gaͤnzlich verliert, wird in Anſehung deſ— 
ſelben, ohne daß es dazu ſeiner Erklaͤrung bedarf, als ein ſolcher angeſehen, 
der mit dem Eintritt des Brandes aus der Sozietaͤt ausgetreten und nur noch 
zu allen Beitraͤgen des laufenden Halbjahres, in welchem der Brand ſtatthatte, 
verpflichtet iſt. Wenn er alſo mit dem wiederhergeſtellten Gebäude ferner ver- 
ſichert bleiben will, fo muß er ſich von Neuem in die Sozietät aufnehmen 


laſſen. 5 
9. 44. 
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Iſt aber der Brandſchaden nur partiell geweſen, fo wird durch das Er⸗ 
eigniß des Brandes an ſich der Verſicherungs vertrag nicht unterbrochen; es 
muß jedoch nach Wiederherſtellung des Gebaͤudes den Erforderniſſen der 
en, 22. bis 29. von Neuem Genuͤge geleiſtet und das Kataſter erforderlichen 
Falls danach berichtigt werden. 


$. 75. 


Wenn demnach inzwiſchen (F. 74.) das in der Wiederherſtellung be- 
griffene Gebaͤude, die auf der Bauſtelle befindlichen Baumaterialien mit ein- 
geſchloſſen, ein neuer Brandunfall trifft, ſo ſoll die Verguͤtung, welche die 
Sozietät auch in dieſem Falle unter Zugrundelegung der isherigen Verſiche— 
rungsſumme für diejenigen Gegenſtaͤnde, welche bereits als in den Bau ver⸗ 
wendet oder zur Bauſtelle geſchafft und dort vernichtet, beſonders nachgewieſen 
werden, gewährt, in dem nach Maaßgabe der HF. 45. ff. feſtzuſtellenden Ver⸗ 
haͤltniſſe geleiftet werden. 


$. 76. 


In der Regel hat auch jeder Aſſozürte, welcher ein Gebaͤude durch Brand 
gaͤnzlich verliert, gegen die Sozietaͤt die Verpflichtung, das abgebrannte Ge: 
baͤude in derſelben Art und wenigſtens auf demſelben Grundſtuͤck, worauf das 
abgebrannte Gebaͤude "sët hat, wieder herzuſtellen, ſowie die Verguͤtungs⸗ 
gelder lediglich zum Wiederaufbau zu verwenden, und nur unter dieſer Bedin⸗ 
gung auf deren Auszahlung Anſpruch. 


8 77. 


Inſofern aber die Regierungen aus polizeilichen oder andern Ruͤckſichten 
die Wiederherſtellung des abgebrannten Gebaͤudes uͤberhaupt oder auf der 
alten Bauſtelle, oder auf dem Grundſtuͤcke, zu welchem das abgebrannte Ge⸗ 
baͤude gehört hat, unterſagen, darf die Vergütung nicht 5 werden. 
Den Regierungen bleibt auch vorbehalten, mit derſelben Wirkung ausnahms⸗ 
weiſe den Abgebrannten auf ſeinen Antrag von dem Wiederaufbau zu entbin⸗ 
den, oder ihm den letzteren auf einer anderen Stelle zu geſtatten, oder endlich 
die Errichtung eines Gebäudes anderer Art zu genehmigen, wenn keine polizei⸗ 
liche Ruͤckſicht dem entgegenſteht und nachgewieſen wird, daß nicht aus Anlaß 
der Beſtimmungen der F. 52. ff. dieſes Reglements ein Grund zur Vorent⸗ 
haltung der Brandverguͤtungsgelder vorhanden ſei. 


Wird der Wiederaufbau unterſagt oder davon dispenſirt, ſo iſt davon 
den §H. 16. ff. bezeichneten Hypothekenglaͤubigern und den Realberechtigten 
Nachricht zu geben. Die Zahlung der erſicherungsſumme an den Verſicher⸗ 

(Nr. 3903.) i ten 


ur "EC 


ten darf alsdann in keinem Falle früher, als vier Wochen nach dem Abgange 
der Benachrichtigung geleiſtet werden. 


XII. Beamte der Sozietät. 


$. 78. 


Die Geſchaͤfte der Sozietaͤt werden von den Regierungen zu Marien⸗ 
werder und Danzig fuͤr jede in ihrem Bezirk unter der Firma: „Weſtpreußiſche 
Feuerſozietäts-Direktion“ durch ein damit ſpeziell beauftragtes Mitglied des 
Kollegiums bearbeitet. 


$. 79. 


Die Kaſſenverwaltung der Sozietaͤt uͤbernimmt in jedem der gedachten 
Regierungsbezirke die betreffende Regierungs-Hauptkaſſe. | 


F. 80. 


Das mit den Sozietätsgefchäften beauftragte Regierungsmitglied, der 
Kaſſenbuchhalter und der als Expedient und Kalkulator anzuſtellende Beamte 
beziehen auf die Dauer ihrer Beſchaͤftigung aus der Feuerſozietaͤts-Kaſſe ange— 
meſſene Remunerationen auf den Grund eines von der betreffenden Regierung, 
unter Zuziehung einer von den Affozürten zu waͤhlenden Deputation (H. 107.) 
aufzuſtellenden, von dem Oberpraͤſidenten zu genehmigenden Verwaltungs— 
koſten⸗Etats. 

Zur Beſtreitung der Buͤreaubeduͤrfniſſe und der Remunerirung von etwa 
noͤthigen Huͤlfsarbeitern wird ein angemeſſenes Dispoſitionsquantum auf den 
Etat gebracht. 


H. 81. 


Unmittelbar unter der Feuerſozietaͤts-Direktion fungiren: 
1) die Magiſtraͤte reſp. Gemeindevorſtaͤnde in den Städten und den dazu 


gehoͤrenden Kaͤmmereiguͤtern; 
2) die Domainen-Rentbeamten in den ihnen zugewieſenen Geſchaͤftsbezirken; 
3 de 21 in den durch Vorſtehendes nicht ausgeſchloſſenen Theilen 
ihrer Kreiſe. 


H. 82. 


ö Die Erhebung der Beitraͤge und Auszahlung der Brandſchadenverguͤ— 
tungen erfolgt reſp. durch die betreffenden Kaͤmmerei-, Rentamts- und 
Kreiskaſſen. f | 

H. 83. 


„ 


F. 83. 


Eine beſondere Kaution wird von dem Rendanten der genannten Kaſſen 

nicht beſtellt, da die qu. Erhebung bereits bisher von ihnen bewirkt, und hierauf 

bei Ffeſtſtellung ihrer Amtskautionen Ruͤckſicht genommen wird; doch bleibt vor⸗ 
behalten, nach den Umſtaͤnden eine Erhoͤhung der Kaution zu fordern. 


$. 84. 


Für Reifen in Sozietaͤtsangelegenheiten erhalten die Regierungsmitglieder 
Diaͤten und Fuhrkoſten nach Maaßgabe des Erlaſſes vom 10. Juni 1848. 
(Gefeg-Samml. S. 151.) aus dem Feuerſozietaͤts⸗Fonds. 


$. 85. 


Behufs Remunerirung der fuͤr die Geſchaͤfte der Sozietät beſtellten De 
amten nach Maaßgabe ihrer Dienſtleiſtungen wird eine angemeſſene Summe 
auf den Verwaltungskoſten-Etat (§. 80.) gebracht. 


Die Direktionen haben ſich zu dieſem Behufe Ueberſichten der vorgekom⸗ 
menen Geſchaͤfte, namentlich auch der von den Landraͤthen und Domainen⸗ 
Rentmeiſtern in Feuerſozietaͤts-Angelegenheiten unternommenen Reifen, alljaͤhrlich 
einreichen zu laſſen. 


XIII. Geſchäftsführung der Sozietät. 


H. 86. 


Bei der Sozietaͤtsdirektion wird ein Hauptlagerbuch (Hauptkataſter) ge: 
führt und für jede Stadt, jedes Domainen-Rentamt und jeden Kreis ein Spe— 
zialkataſter ($. 81.). 


H. 87. 


Damit aus dem Hauptlagerbuche in Zuſammenſtellung mit den Feuer 
ſozietaͤts-Kaſſenrechnungen zu jeder Zeit alle das Sozietätsweſen betreffende 
Data und Zuſammenſtellungen mit Leichtigkeit und Gleichfoͤrmigkeit entnommen 
werden koͤnnen, fo iſt das Kataſter in zweifacher Ausfertigung für jede Ges 
meinde oder Ortſchaft beſonders, und zwar geordnet nach der Reihenfolge der 
einzelnen darin belegenen Gehoͤfte, nach dem hier beigefuͤgten Formular anzu⸗ 

legen und fortzufuͤhren. Aus den Unikaten dieſer Ortskataſter wird das Stadt-, 
Amts: oder Kreislagerbuch, und aus den Duplikaten das Hauptlagerbuch zu: 
ſammengeſetzt. g | 


(Nr. 2905.) H. 88. 
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F. 88. 


Die vorfallenden Veränderungen (Eintreten neuer oder Wegfall bishe— 
riger Theilnehmer, Erhoͤhung oder Herabſetzung der Verſicherungsſumme und 
Verſetzungen aus einer Klaſſe in die andere) werden in die, in beſtimmten 
Friſten halbjaͤhrlich in duplo einzureichenden, Zu- und Abgang nachweiſenden 
Nachtragskataſter aufgenommen, und wird nach erfolgter Reviſion und Beſtaͤ— 
tigung derſelben ein Exemplar als Ergänzung des Stadt-, Amts- oder Kreis- 
lagerbuchs zuruͤckgeſandt. N ü 


H. 89. 


Antraͤge auf ſofortigen Eintritt in die Sozietaͤt, oder Erhoͤhung einer 
Verſicherungsſumme, welche mit der im H. 19. bezeichneten ausdruͤcklichen Ver— 
pflichtung angebracht werden, koͤnnen zu jeder Zeit an den kataſterfuͤhrenden 
Beamten gelangen; dieſer hat alsdann, nachdem er nach Maaßgabe der HH. 24. ff. 
den Antrag gepruͤft und event. das Erforderliche zur Berichtigung deſſelben 
veranlaßt hat, ohne Anſtand an die Direktion zu berichten, von welcher die 
Genehmigung in einer beſonderen Verfuͤgung auszuſprechen iſt. 


H. 90. 


Wer aber ſonſt in dem Falle iſt, der Sozietaͤt mit dem naͤchſt bevorſte— 
henden Eintrittstermine als neuer Intereſſent beizutreten, oder aus derſelben 
zu ſcheiden, oder die genommene Verſicherungsſumme zu erhoͤhen oder herabzu— 
ſetzen, muß ſein diesfaͤlliges Geſuch wenigſtens drei Monate vorher an den 
kataſterfuͤhrenden Beamten gelangen laſſen, und kann widrigenfalls von letzterem, 
wenn er mit der Regulirung nicht mehr zu rechter Zeit zu Stande kommen zu 
koͤnnen glaubt, fuͤr den naͤchſten Eintrittstermin zuruͤckgewieſen werden. 


§. 91. 


Die etwa noͤthige Vervollſtaͤndigung oder Reviſion der eingereichten Be— 
ſchreibungen oder etwaigen Taxaufnahmen muͤſſen ſo beſchleunigt werden, daß 
das Nachrra skataſter, in welches der diesfaͤllige Antrag aufzunehmen iſt, der 
Sozietaͤtsdirektion acht Wochen vor dem Eintrittstermine eingereicht werden kann. 


$. 92. 


Die Direktion hat die Nachtragskataſter ſofort nach deren Eingang zu 
prüfen und zur Erledigung etwaiger Erinnerungen das Erforderliche fchleunigft. 
8 verfuͤgen. Vor dem Eintrittstermin muß das Kataſter der einſendenden 

ehoͤrde zuruͤckgeſandt werden. 


$. 93. 


717 ee ae 
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F. 9. 


Nach deſſen Eingang muß letztere das dritte Exemplar der Beſchreibung 
oder Taxe ($$. 24. ff.) mit der Beſcheinigung, daß danach die Eintragung 
im Kataſter ſtattgefunden habe, verſehen und an den betreffenden Eigenthuͤmer 
zuruͤckgeben. f 

Dieſe Beſcheinigung erfolgt gratis; wenn aber ein Eigenthuͤmer außer⸗ 
dem oder zu einer andern Zeit eine Beſcheinigung uͤber ſeine Feuerverſicherung 
begehrt, ſo ſoll ſolche zwar nicht verſagt werden, kann aber alsdann nur gegen 
Entſchaͤdigung der Schreibegebuͤhren erfolgen. N 


§. 94. 


Alle Antraͤge, welche nach dem Vorſtehenden zu ſpaͤt eingehen, um noch 
für den naͤchſten Termin erledigt werden zu konnen, oder in Anſehung deren 
der Antragende die Erledigung der aufgeſtellten Erinnerungen verzögert, werden 
im Zweifelsfall ſo angeſehen, als ob ſie im Laufe der naͤchſtfolgenden Periode 
zu gehoͤriger Friſt angebracht worden wären. 


F. 95. 


Bei entſtehenden Brandunfaͤllen muß die Ortsbehoͤrde, bei Vermeidung 
einer Ordnungsſtrafe, der betreffenden kataſterfuͤhrenden Behörde laͤngſtens bin: 
nen vierundzwanzig Stunden nach Dämpfung des Feuers von demſelben Nach⸗ 
richt geben, und letztere ihrerſeits von der eingegangenen Nachricht mit Bezeich⸗ 
nung der Kataſternummer des verungluͤckten Gebaͤudes der Direktion mit der 
naͤchſten Poſt eine kurze Anzeige erſtatten, demnaͤchſt aber die Verhandlung über 
den entſtandenen Schaden und die Entſtehung des Feuers nebſt der Liquidation 
der zu gewaͤhrenden Entſchaͤdigung ſofort an die Direktion einſenden, in deren 
Haͤnden ſich dieſelbe innerhalb vierzehn Tagen und in beſonderen Fällen laͤng⸗ 
ſtens drei Wochen nach dem eingetretenen Brandſchaden befinden muß. 


| F. 90. 

Werden dieſe Friſten (F. 95.) verabſaͤumt, oder finden ſich gegen die 
Schadenaufnahme bei der Pruͤfung durch die Direktion weſentliche Erinnerun— 
gen, denen nicht noch zur gehoͤrigen Zeit, vor Eintritt der erſten reglements- 
mäßigen Zahlungsfriſt (99. 64. und 65.), abgeholfen werden kann, fü iſt der 
Saͤumige für die etwa daraus enkſtehenden nachtheiligen Folgen verhaftet, und 
uͤberdies nach Umſtaͤnden in eine Ordnungsſtrafe von Einem bis zwanzig Thaler 
verfallen. 


F. 97. 


Die Hauptkaſſe empfaͤngt von der Sozielaͤtsdirektion halbjaͤhrlich eine 
auf den Grund des Haupikataſters angefertigte Heberolle zum Rechnungsbelage 
Jahrgang 1853. (Nr. 3905.) 135 und 
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und um auf Grund derſelben die Beitraͤge von den Spezialkaſſen einzuziehen. 
Die Rendanten der letzteren erhalten zur Anfertigung der Subrepartition die 
dazu noͤthigen Data von den kataſterfuͤhrenden Beamten, welchen, um voͤllige 
Uebereinſtimmung herbeizufuͤhren, ein Extrakt aus der, der Hauptkaſſe ertheilten 
Heberolle zugefertigt wird. 


$. 98. 


d * 

Uebrigens find die Kaſſengeſchaͤfte fo zu betreiben, daß alle Geldverſen— 
dungen zwiſchen der Sozietaͤtskaſſe und den einzelnen Feuerkaſſen-Rezepturen 
moͤglich vermieden, die der erſteren obliegenden Zahlungen auf die letzteren an— 
gewieſen und demnach von den letzteren an die erſtere, ſoviel irgend thunlich, 
nur Quittungen uͤber die auf Anweiſung geleiſteten Zahlungen eingeſandt werden. 


H. 99. 


Zu dieſem Zwecke kann, wiewohl die Sozietaͤtsdirektion ihrerſeits alle 
Zahlungsanweiſungen an die Sozietaͤtskaſſe ergehen läßt, die letztere alle vor: 
kommenden Zahlungen, unter Beobachtung der ihr dieſerhalb zu ertheilenden 
Vorſchriften, auf die einzelnen Feuerkaſſen-Rezepturen anweiſen. 


$. 100, 


Die einzelnen Feuerkaſſen-Rezepturen leiſten aber alle Auszahlungen ihrer— 
ſeits nur im Namen und fir Rechnung der Sozietaͤtskaſſe auf deren allgemeine 
Sei beſondere Anweiſung und dürfen keine Auszahlung ohne ſolche Anweiſung 
eiſten. 


F. 101, 


* Alle Zahlungen ohne Unterſchied muͤſſen alſo bei der Sozielaͤtsdirektion 
nachgeſucht und Air und von ihr feſtgeſetzt und angewieſen werden. 


$. 102. 


Dien Sszietaͤtsdirektionen, ſowie den Sozietaͤtskaſſen liegt es ob, bei ihren 
Dispoſitionen dahin zu ſehen, daß bei keiner Spezialkaſſe baare Beſtaͤnde an⸗ 
wachſen, und ſind auch ihrerſeits die Spezialkaſſen verpflichtet, die erhobenen 
Beitraͤge ſofort an die erſteren abzufuͤhren; auch haben die letzteren allmonatlich 
einen Abſchluß von dem Zuſtande ihres Soll, Fit, Reſt und Beſtand an die 
Direktion gelangen zu laſſen. 


H. 103. 


b Sollte bei der Sozietätskaſſe durch Ueberſchüͤſſe der ordentlichen Beitraͤge 
ein bleibender Beſtand ſich anhaͤufen, fo muß davon Seitens der Sozietaͤts⸗ 
direk⸗ 


zen 


direktion dem Oberpraͤſidenten Vortrag gemacht und gutachtlich vorgeſchlagen 
werden, ob der Beſtand zum Beſten der Sozietaͤt zinsbar unterzubringen, oder 
allen Intereſſenten eine Beitragsrate zu erlaſſen ſei. 


F. 104. 


Was die Rechnungsabnahme betrifft, ſo findet ſolche im eigentlichen 
Sinne bei den einzelnen Feuerkaſſen-Rezepturen nicht ſtatt, da der Betrag ihrer 
Geſammteinnahme bekannt und durch die Heberolle begruͤndet, und wenn das 
Ausſchreiben eines außerordentlichen Beitrages ſtattfindet, deſſen Ertrag von der 
Direktion ſelbſt zu berechnen iſt; da endlich Seitens der Direktion in der Regel 
keine Reſte geſtattet werden, vielmehr es Sache des Rendanten und kataſter⸗ 
führenden Beamten iſt, die Sozietaͤtsbeitraͤge ihres Bezirks, bei eigener Ver— 
haftung, auf jede geſetzliche Weiſe herbeizuſchaffen, ſo ſind die Rendanten, zur 
Kontrolle ihres Verfahrens, gehalten, halbjährlich, und zwar drei Monate nach 
dem 1. Januar und 1. Juli, der Direktion einen Kaſſenabſchluß in duplo 
einzureichen, wovon ein revidirtes Exemplar ihnen zuruͤckgeſandt wird. 


$. 105. 


Die Sozietaͤtskaſſe führt für jede Spezialrezeptur über die von derſelben 
einzuziehenden und abzufuͤhrenden Beiträge ein beſonderes Konto, kontrollirt 
letztere uͤber die prompte Erledigung der derſelben ertheilten Zahlungsanwei⸗ 
ſungen und macht von etwaigen Verzögerungen der Direktion ſofort Anzeige. 


$. 106. 


Die Sozietaͤtskaſſe legt alljährlich eine foͤrmliche und vollſtaͤndige Rech— 
nung ab. 


$. 107. 


Die Reviſion und event. Dechargirung dieſer Rechnung geſchieht von 
der Sozietaͤtsdirektion mit Zuziehung von dreien zu dieſem Zwecke aus den aſſo— 
zürten Grundbeſitzern zu waͤhlenden Deputirten. 


$. 108. 


Die Wahl dieſer Deputirten erfolgt durch die Aſſozürten aus neun von 
der Direktion vorzuſchlagenden Kandidaten nach relativer Mehrheit der Stim⸗ 
men. Diejenigen drei Kandidaten, welche naͤchſt den drei Gewaͤhlten die meiften 
Stimmen erhalten haben, werden zu Stellvertretern beſtimmt. 


$. 109, 


Behufs dieſer Wahlen find in jeder Ortsgemeinde bei dem Ortsvorſtande 
Liſten der Aſſozürten, auf welchen die von der Direktion vorgeſchlagenen Kan— 
(Nr. 3803.) 1355 didaten 
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didaten vermerkt ſind, auszulegen, mit der Aufforderung an die Aſſoziirten, 
binnen einer beſtimmten praͤkluſtviſchen Friſt ſich zur ſchriftlichen Abgabe ihrer 
Stimme perſoͤnlich einzufinden, und mit der Verwarnung, daß die Nichter- 
ſchienenen der Mehrzahl der Stimmen fuͤr beitretend werden erachtet werden. 
Es find ſodann dieſe Liſten von den Ortsbehoͤrden mit der Beſcheinigung, daß 
die Auslegung derſelben in der ortsuͤblichen Weiſe zur oͤffentlichen Kenntniß 
gebracht worden und demgemaͤß die Auslegung auch gehoͤrig erfolgt ſei, und 
daß die Stimmen von den erſchienenen Intereſſenten eigenhaͤndig vermerkt 
worden ſeien, den betreffenden kataſterfuͤhrenden Beamten zu uͤberſenden, von 
bieten aber mittelſt Berichtes uͤber das Reſultat der Abſtimmung der Direktion 
zur weiteren Veranlaſſung einzureichen. 

Moͤchte auf dieſe Weiſe eine Wahl nicht zu Stande kommen, ſo werden 
die Deputirten und deren Stellvertreter aus den vorgeſchlagenen Kandidaten 
(F. 108.) von dem Oberpraͤſidenten der Provinz ernannt. 


$. 110. 


Die Dauer der Verpflichtungen dieſer Deputirten wird auf drei Jahre 
beſtimmt, und werden ihnen fuͤr ihre Funktionen an Diaͤten 2 Rthlr. und an 
Reiſekoſten fuͤr die Meile 15 Sgr. bewilligt. 


$. 111. 


Ueberdies aber muß alljaͤhrlich auf den Grund des Reviſionsprotokolls 
der ſummariſche Inhalt der Rechnung ſelbſt, ſo daß daraus die Verſicherungs— 
ſumme, nach den Klaſſen geſondert, die Summen der ordentlichen und reſp. 
außerordentlichen Beitraͤge, alle einzelnen Ausgaben an gezahlten Brandver— 
guͤtungsgeldern, mit Benennung der Empfaͤnger nach Klaſſen geſondert, die 
Verwaltungskoſten ꝛc. zu entnehmen ſind, durch das Amtsblatt zur oͤffentlichen 
Kenntniß gebracht und eine Abſchrift dieſer Ueberſicht dem Oberpraͤſidenten der 
Provinz eingereicht werden. f 


F. 112. 


Die Juſtifikation der Kaſſeneinnahmen erfolgt auf folgende Weiſe: 

a) Das Soll der ordentlichen Beiträge wird durch die Heberolle ($. 97.) 
und durch ein beſonderes ausgefertigtes Atteſt der Direktion uͤber den 
mit dem zweiten oder folgenden Eintrittstermin ſtattgefundenen Ab- und 
Zugang belegt; ? 

b) in Anſehung derjenigen Theilnehmer, welche im Laufe des Jahres Straf— 
beiträge zu entrichten oder Beitraͤge nachzuzahlen verpflichtet find 
(68. 41—43.), hat die Direktion eine beſondere Deſignation, oder aber 
ein Atteſt, daß Zu- und Abgang dieſer Art nicht ſtattgefunden habe, 
zum Rechnungsbelage auszufertigen; 

c) ein etwaiger außerordenklicher Beitrag wird durch das Ausſchreiben der 
Sozietätsdirektion (. 32.) in beglaubter Ausfertigung, und eine etwaige 

andere 


— 997 se 


andere außerordentliche Einnahme (3. B. aus $$. 54. und 35.) durch 
die ausgefertigte e ur Vereinnahmung derſelben belegt, und 
d) wenn wider Erwarten Beitraͤge in Ruͤckſtand bleiben, ſind ſolche Reſte 
durch beſondere Atteſte, und, wenn ſie unbeibringlich werden ſollten, durch 
beſondere Niederſchlagungs-Verfuͤgungen der Direktion nachzuweiſen. 


§. 113. 


Bei der Ausgabe iſt die Hauptpoſt „an bezahlten Brandverguͤtungs⸗ 
geldern“ durch foͤrmlich ausgefertigte Feſtſetzungsdekrete und reſp. Zahlungs- 
verfuͤgungen der Direktion, ingleichen durch gehörige Quittungen der Empfaͤnger 
nachzuweiſen. Die Verwaltungsausgaben werden reſp. durch die gehoͤrig ge— 
3 Etats oder beſondere Anweiſungen und durch kaſſenmaͤßige Quittungen 

elegt. 


F. 114. 


Andere Generalkoſten, dergleichen z. B. bei den Schadenaufnahmen, bei 
der von Amtswegen ſtattfindenden Reviſion und ähnlichen Gelegenheiten vor— 
fallen, oder auch auf Praͤmien verwandt werden, kann die Direktion, inſoweit 
ſich ſolche auf die Beſtimmungen des gegenwärtigen Reglements gruͤnden, ſelbſt 
genehmigen. Es gilt hierbei als Regel, daß Staats⸗ oder Kommunalbeamte, 
ſoweit ſie nicht unentgeltlich zu fungiren und zu reiſen verpflichtet ſind, Hand— 
werksmeiſter u. ſ. w. an Diaͤten, Verſaͤumniß und Zehrungskoſten, Reiſe— 
geldern u. ſ. w. nach eben denjenigen Saͤtzen remunerirt werden, die ihnen bei 
ahnlichen Geſchaͤften für öffentliche Rechnung aus Staatskaſſen zukommen 
wuͤrden. Zu etwaigen Generalkoſten, die ſich auf das gegenwaͤrtige Reglement 
nicht gründen, muß die Genehmigung des Sberpraͤſidenten eingeholt werden. 


$. 115. 


Um in Uebereinſtimmung mit dem H. 87. die kuͤnftige Ueberſicht aller 
das Feuerſozietaͤtsweſen betreffenden Data zu erleichtern, muͤſſen alle Jahres— 
rechnungen nach folgender Form angelegt werden: 

1) Bei der Einnahme ſind die ordentlichen Beitraͤge in dem erſten Einnahme— 
titel fuͤr jede Klaſſe abgeſondert und bei jeder mit Angabe der General— 
ſumme der die betreffende Klaſſe konſtituirenden Verſicherungskapitalien 
und des. für die Abtheilung reglementsmaͤßig ſtattfindenden N 
in Rechnung zu ſtellen, wogegen dann die außerordentlichen? eitraͤge, 
da ſie ſich von ſelbſt nach den ordentlichen proportioniren, in dem zweiten 
Einnahmetitel ohne dieſe Unterſcheidungen in folle verrechnet werden 
koͤnnen. 

2) Bei der Ausgabe muß in dem erſten Ausgabetitel „an bezahlten Brand⸗ 
verguͤtungsgeldern“ jeder einzelne Brandunfall namentlich aufgefuͤhrt, 
und in beſonderen Kolonnen, vorn die Verſicherungsſumme des Gebaͤudes, 


(Nr. 390%.) nach⸗ 
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nachgewieſen, die Beitragsklaſſe, zu der es gehoͤrt, bezeichnet und die 
Quote der ſtattgefundenen Beſchaͤdigung ($. 46.) vermerkt werden. 
Soweit die Sozietaͤtskaſſe, um namentlich der Vorſchrift zu J. genuͤgen 
zu koͤnnen, einer Nachweiſung aus dem Hauptlagerbuche bedarf, muß ſie ſich 
dieſelbe daraus ſelbſt entnehmen und ihr letzteres dazu vorgelegt werden. 


$. 116. 


e Die Feuerſozietäts-Kaſſe wird in jedem Monat mit der Regierungs— 
Hauptkaſſe zugleich revidirt und ebenſo auch bei außerordentlichen Reoiſionen 
der letzteren. 


$. 117. 


Die 8 unterliegen gleichfalls den angeordneten vorſchrifts— 
maͤßigen ordentlichen und außerordentlichen Reviſionen derjenigen Kaſſen, mit 
welchen ſie verbunden ſind, und finden auf ſie uͤberhaupt alle in Bezug auf 
das Kaſſenweſen erlaſſenen allgemeinen Vorſchriften Anwendung. 


XIV. Verfahren in Rekurs- und Streitfällen. 
f $. 118. 


Beſchwerden uͤber das Verfahren der kataſterfuͤhrenden Behoͤrden oder 
Anfragen der letztern ſind zunaͤchſt bei der Sozietaͤtsdirektion und weiterhin bei 
dem Oberpraͤſidenten der Provinz, in hoͤchſter Joan aber bei dem Miniſter 
des Innern anzubringen. Die Anfragen, welche von der Direktion zu machen 
ſein moͤchten, gelangen gleichfalls zunaͤchſt an den Oberpraͤſidenten, und weiter: 
hin an den Miniſter des Innern. 


§. 119. 


Fuͤr Streitigkeiten, welche Aber gegenſeitige Rechte und Verbindlichkeiten 
zwiſchen der Sozietaͤt und einem oder mehreren Aſſozürten entſtehen, verbleibt 
es bei dem ordentlichen Wege Rechtens, wenn der Streit ſich auf die Frage 
bezieht, ob der (angeblich) Aſſozürte ruͤckſichtlich eines ihn betreffenden Brand: 
ſchadens uͤberhaupt als zur Sozietät gehoͤrig zu betrachten, oder aber ihm 
uͤberhaupt eine Brandſchadenverguͤtung zu verfagen ſei, oder nicht. Doch ver: 
ſteht ſich von ſelbſt, daß auch in dieſen Faͤllen ein Kompromiß auf ſchieds— 
richterliche Entſcheidung nach weiterer Vorſchrift der Geſetze zulaͤſſig iſt. 


$. 120. 


5 Fuͤr alle uͤbrigen Streitfaͤlle, außer den vorſtehend bezeichneten, namentlich 
bei Streitigkeiten über die Aufnahme der Taxen oder der Brandſchaͤden, Aber 
den 
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den Betrag der Feuerverguͤtungsgelder, über die Zahlungsmodalitaͤten, über zu 
zahlende Koften und dergleichen, findet hingegen der ordentliche Rechtsweg nicht 
ſtatt, ſondern es ſteht dem betheiligten Intereſſenten, welcher ſich bei der Feſt⸗ 
ſetzung der Sozietaͤtsdirektion nicht beruhigen will, nur die Wahl zwiſchen dem 
Wege des Rekurſes und der Berufung auf eine ſchiedsrichterliche Entſcheidung 
zu. Iſt aber dieſe Wahl einmal getroffen und auf dem gewählten Wege be- 
reits eine Entſcheidung erfolgt, ſo ri davon nicht wieder abgegangen werden. 


§. 121. 


Der Rekurs geht (nach $. 118.) zunaͤchſt an den Oberpraͤſidenten der 
Provinz, und dann an den Miniſter des Innern, deſſen Entſcheidung auf dieſem 
Wege die endliche und rechtskraͤftige iſt. 

Wer aber die ſchiedsrichterliche Entſcheidung in Anſpruch nehmen will, 
muß die Berufung darauf binnen einer Praͤkluſivfriſt von ſechs Wochen nach 
dem Empfange der Feſtſetzung der Direktion bei der letztern anbringen. 


§. 122. 


Die ſchiedsrichterliche Behoͤrde ſelbſt ſoll aus drei Schiedsrichtern be— 
ſtehen, wovon einer als Obmann fungirt. Den erſten Schiedsrichter ernennt 
der mit der Sozietät in Streit befangene Intereſſent und den zweiten die ka⸗ 
taſterfuͤhrende Behoͤrde, beide aus der Zahl der mit Grundſtuͤcken angeſeſſenen 
Kreis- (oder Stadt-) Einwohner, dergeſtalt jedoch, daß dieſelben bei dieſer 
Feuerſozietaͤt aſſozürt, in keinem nach den Geſetzen die Zeugnißglaubwuͤrdigkeit 
beeintraͤchtigenden Verwandſchaftsverhaͤltniſſe ſowohl untereinander, als mit dem 
Provokanten ſtehen, großjaͤhrig und untadelhaften Rufes ſein muͤſſen. H 

Den dritten Schiedsrichter, welcher als Obmann eintritt, hat die Sozie— 
tätsdireftion aus der Zahl der im betreffenden Regierungsbezirk wohnhaften 
Juſtiz- oder andern Beamten, welche an ſich die Qualifikation zum Richter 
haben, zu ernennen, und dieſem liegt die Protokollirung und Leitung der Ver: 
handlung ob. 


$. 123. 


Dieſe . muß zur Vermeidung der Nichtigkeit ergeben, daß 
beide Theile mit ihren Gruͤnden gehoͤrt worden, und daß die Urkunden und 
Schriften, welche zur Sache gehoͤren, vorgelegen haben. Die kataſterfuͤhrende 
Behoͤrde vertritt dabei die Sozietaͤt. 


F. 124. 


Den Spruch fällen die beiden erſten Schiedsrichter; der dritte tritt nur 
alsdann, wenn jene ſich nicht uͤber eine und dieſelbe Meinung vereinigen koͤn⸗ 
nen, als Obmann hinzu, um durch ſeine Stimme den Ausſchlag zu geben. 


(Nr. 3905.) $. 125. 
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$. 125. 


Gegen einen ſolchen ſchiedsrichterlichen Spruch findet nur die Nichtig— 
keitsklage, wo ſolche durch den $. 123. oder durch die allgemeinen Geſetze zu 
begründen iſt, und zwar alsdann vor dem ordentlichen Richter Gott, welcher 
dabei event. zugleich, mit Vorbehalt der ordentlichen Rechtsmittel, in der 
Sache ſelbſt in erſter Inſtanz zu entſcheiden hat. Die Nichtigkeitsklage muß 
aber binnen einer Praͤkluſipfriſt von zehn Tagen nach Eröffnung des ſchieds— 
richterlichen Spruchs anhaͤngig gemacht werden. 


§. 126, 


Außer dem Fall der Nichtigkeit findet gegen den ſchiedsrichterlichen Aus— 
ſpruch weder Rekurs, noch Appellation, noch ſonſt ein Rechtsmittel Gott, ſon— 
dern es geht ſolcher nach zehn Tagen in Rechtskraft über. 


$. 127. 


Die ſchiedsrichterlichen Verhandlungen muͤſſen nach rechtskraͤftiger Been— 
digung der Sache, wenn fie nicht nach H. 125. an den ordentlichen Richter 
gelangen, an die Sozietaͤtsdirektion eingeſandt und in deren Archiv aufbewahrt 
werden. 


XV. Beiſtand, auf welchen die Feuerſozietät Anſpruch zu 
machen hat. 


$. 128. 


Damit die Geſchaͤftsfuͤhrung der Feuerſozietaͤt moͤglichſt erleichtert werde, 
ſoll jeder Kreis- oder Kommunalbeamte innerhalb des Kreiſes oder reſp. der 
Gemeinde, welcher er angehört, den Requiſitionen, ſowohl der Sozietaͤtsdirek— 
tion als der kataſterfuͤhrenden Beamten, zur Ausrichtung einzelner Geſchaͤfte, 
beſonders wenn Krankheit oder ſonſtige Hinderniſſe bei dieſen eintreten, Folge 
zu leiſten verpflichtet ſein. 


$. 129. 


Inſonderheit werden die Feuerſozietaͤts⸗Beitraͤge jeden Orts in der Art, 
wie es bei oͤffentlichen Steuern uͤblich iſt, kolligirt und in folle an diejenige 
‚Kaffe, die fuͤr den betreffenden Diſtrikt mit der Vereinnahmung der Beitraͤge 
beauftragt iſt, abgeliefert; wer ſolches bei den öffentlichen Steuern zu bewirken 
a iſt, hat dieſe Pflicht auch ruͤckſichtlich der Seuerfozieräts = Beiträge zu 
erfüllen, 


§. 130. 


es me 
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Auch ſoll jeder angeftellte Baubeamte ſchuldig fein, innerhalb feines Ge— 
ſchaͤftskreiſes den Nequififionen der Direktion zu Tar- oder Brandfchadenauf: ` 
nahmen zu genügen und die vorgeſetzte Regierung ihn noͤthigenfalls dazu ans 
halten. Sind dabei Reiſen noͤthig, ſo bezieht der Baubeamte die reglements— 
maͤßigen Diaͤten und Fuhrkoſten, wie ſolche der Staat verguͤtet, in ſeinem 
Wohnort oder im Umkreiſe einer Meile von demſelben aber nur die Diaͤten 
ſeines Grades. 


H. 131. 


Jeder ſachverſtaͤndige Bauhandwerker ſoll verpflichtet ſein, innerhalb 
des Kreiſes, in dem er anſaͤſſig iſt, auf die Aufforderung der Feuerſozietaͤts— 
Direktion, oder des kataſterfuͤhrenden Beamten, oder des kompetenten Baubeamten 
in den Tax- oder Brandſchadenaufnahme-Terminen ſich einzufinden und als 
Sachverſtaͤndiger zu fungiren. 


H. 132. 


Jede Lokalbehoͤrde iſt verbunden, die im F. 23. bemerkte Ausfüllung der 
Schemata zu bewirken, auch die in den HF. 24. ff. vorgeſchriebenen Atteſte, ſo— 
weit nicht in der Sache ſelbſt Bedenken obwalten, auszuſtellen und die zu 
ihrer desfallſigen Information noͤthigen Lokalunterſuchungen von Amtswegen 
vorzunehmen. 


H. 133. 


Endlich ſoll auch jede Öffentliche Behörde verpflichtet fein, der Feier: 
ſozietaͤts-Direktion jede von derſelben erbetene und zu ihrem (der requitirenden 


Behörde) Geſchaͤftskreiſe gehörige Auskunft, ſoweit nicht beſondere geſetzliche 
Bedenken entgegenſtehen, zu ertheilen. 


H. 134. 


Die Sozietätsdirektion iſt autoriſirt, in geeigneten Fällen, außer den 
eigentlichen Brandentſchaͤdigungsgeldern, Praͤmien aus dem Feuerſozietaͤtsfonds 
zu bewilligen, und zwar: 

1) fuͤr die erſte von auswaͤrts, d. h. von einer andern Ortſchaft her zu 
Huͤlfe gekommene Feuerſpritze bis zur Hoͤhe von zehn Thalern, und fuͤr 
die zweite bis zur Halfte dieſes Betrages, wenn ſolche zur Zeit des 
Brandes eingetroffen ſind und dieſelben daher entweder bei der Loͤſchung 
oder Verhinderung der Weiterverbreitung des Feuers haben Nutzen ge— 
waͤhren koͤnnen; 

unter gleicher Vorausſetzung für die erfte herbeigeſchaffte Waſſerkufe bis 
zur Hoͤhe von drei Thalern, welche Praͤmien in ſolchen Faͤllen der Eigen⸗ 
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thuͤmer des Geſpanns, durch welches die Loͤſchgeraͤthe angefahren find, 
erhaͤlt; 

3) für beſonders ausgezeichnete und verdienſtliche oder wirkſame Hand⸗ 
lungen einzelner Individuen beim Feuerlöſchen oder Retten nach den Um— 
ſtaͤnden bis zum Betrage von zwanzig Thalern; 

4) in einzelnen Faͤllen und nach den obwaltenden Umſtaͤnden dem, der 
einen Brand zuerſt entdeckt, wenn es durch. feine Bemuͤhungen gelingt, 
denſelben vor dem völligen Ausbruche zu loͤſchen, bis zur Hoͤhe von 
zehn Thalern. f 

5) Wenn Jemand bei Gelegenheit des Feuerloͤſchens ſich der Gefahr uner- 
ſchrocken ausgeſetzt und in Folge deſſen koͤrperliche Beſchaͤdigungen er: 
litten hat, ſo iſt, im Falle der Beduͤrftigkeit, die Direktion ermaͤchtigt, 
Beihuͤlfen zu den Kurkoſten, unter Umftänden bis zum ganzen Betrage 
derſelben, oder angemeſſene Unterſtuͤtzungen nach Maaßgabe der Dauer 
der Erwerbsunfaͤhigkeit, in die der Beſchaͤdigte dadurch verſetzt iſt, zu⸗ 
zubilligen. 


$. 135. 


Beſchaͤdigungen, welche bei einer Feuersbrunſt die Loͤſchgeraͤthe von aus— 
wärts zu Huͤlfe gekommener Ortſchaften erlitten haben, werden bis zum vollen 
Betrage der wirklich verwendeten Herſtellungskoſten verguͤtet, vorausgeſetzt, daß 
deren tadelloſer Zuſtand vor dem Brande glaubhaft nachgewiefen wird. Diefe 
Entſchaͤdigung wird aber auf den Erſatz verloren gegangener oder beſchaͤdigter 
Loͤſcheimer, Handſpritzen ꝛc. nicht ausgedehnt. 

Wenn bei der Sozietät nicht verſicherte Gebäude, Zäune x. auf An- 
ordnung der die Loͤſchanſtalten leitenden Behoͤrden oder Perſonen ganz oder 
theilweiſe zerſtoͤrt worden ſind, um das Feuer von andern bei der Sozietaͤt 
verſicherten Gebaͤuden abzuhalten, ſo muͤſſen die nothwendigen Koſten der 
Wiederherſtellung aus der Sozietaͤtskaſſe verguͤtet werden. 


: $. 136, 


Ferner iſt die Sozietaͤtsdirektion ermächtigt, in beſonderen Fällen zur 
Wiederherſtellung der Loͤſchgeraͤthe derjenigen Gemeinde, in der eine Feuers⸗ 
brunſt ſtattgehabt hat, nach Umſtaͤnden eine Beihuͤlfe bis zu funfzig Prozent der 
diesfaͤlligen Koſten 4 bewilligen, wenn naͤmlich jene Geraͤthe in Folge befon- 
ders zweckmaͤßiger Thaͤtigkeit, begleitet von einem guͤnſtigen Erfolge, beſchaͤdigt 
ſind und die betreffende Kommune eine Unterſtuͤtzung in der Art bedarf. 
findet aber auch hier die Vorausſetzung ſtatt, daß die tadelloſe Beſchaffenheit 
der beſchaͤdigten Loͤſchgeraͤthe vor dem Brande glaubhaft nachgewieſen wird, 
und dehnt ſich dieſe Verguͤtung auf die kleineren Loͤſchgeraͤthſchaften nicht aus. 


` H. 137. 


Ebenſo iſt die Sozietätsdirektion berechtigt, einzelnen Kommunen, die 
deſſen beduͤrfen, zur Beſchaffung vorzuͤglicherer, als der gewoͤhnlichen und nach 
poli⸗ 
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polizeilichen Vorſchriften nothwendigen Feuerloͤſchungsapparate, als Beihuͤlfe, 


oder (wenn die Beſchaffung bereits geſchehen) als Praͤmie beſtimmte Geldſummen 
bis zu vierzig Prozent der Anſchaffungskoſten dieſer Apparate zu bewilligen. 


$. 138. 
Die Bewilligung der erwähnten Prämien oder Entſchaͤdigungen aus dem 
Sozietaͤtsfonds (F. 134. ff.) iſt Übrigens davon abhaͤngig, daß das Feuer in 


einem bei der Sozietaͤt verſicherten Gebaͤude ausgebrochen iſt oder ſich einem 
ſolchen mitgetheilt hat. a 


XVI. Aufang der Gültigkeit dieſes Reglements. 


$. 139. 


Das gegenwärtige revidirte Reglement tritt, mit dem 1. Juli 1854. in 
Gültigkeit und in die Stelle des alten Reglements vom 27. Dezember 1785. 


XVII. Ein: und Austritt zum 1. Juli 1854. 
$. 140. 


Wer mit dieſem Zeitpunkte aus der Sozietät austreten will, hat ſeinen 
Austritt der betreffenden Regierung bis zum 1. April 1854. anzuzeigen. Bis 
zu demſelben Termine hat Jeder, der mit dem 1. Juli 1854. der Sozietaͤt neu 
beitreten will, dies der Regierung anzuzeigen, und ſich gleichzeitig bei dem 
kataſterfuͤhrenden Beamten zu melden (efr. H. 19.). 


Gegeben Charlottenburg, den 21. November 1853. 
(L S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Weſtphalen. 
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SZ db e 
zu den Beſchreibungen der in der 


Groͤße. Bauart 
Namen 


Benennung 
des der , der 
Laͤnge. Tiefe. 
; Umfaſ⸗ 
Beſitzers. Gebaͤude. (unge 
Fuß. Waͤnde. 
1. N. N. 1. Wohnhaus. - 1 60 | 25 [ Maſſiv. 
1a. | Stall. 30 20 do. 
4b. Brennerei-Gebaͤude. 40 | 22 Von aus⸗ 
gemauer⸗ 
tem Fach⸗ 
werk. 
1c. | Scheune. 25 16 [Von Lehm 
und Fach⸗ 
werk. 
(d. | Windmühle. 15 16 Von 
Bretter⸗ 


beſchlag. 


m d 


Feuerſozietät zu verſichernden Gebäude. 


Entfernung 


vom 


naͤchſten 
Gebaͤude. 


des 
Dachs. 


Maſſiv |8 Ruthen. 


Mit 
Ziegel. und ganz 
maſſiver 
Schorn⸗ 
ſtein. 
do. Keine. | 4 do. 
do. Wie ad 1.[10 do. 
Mit Keine. 15 do. 
Stroh. 
Mit do. 6 do. 
Brettern. 
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Zuftand, Alter 
und 


Benutzung. 


ungefaͤhr 40 Jahre alt und 
wird als Wohngebäude bt: 
nutzt. 


Ganz neu erbaut und dient 
zum Pferdeſtall. 


Die aͤußern Wände find gt: 
was verwittert, die innern 
Theile des Gebäudes aber 
in der beſten Beſchaffenheit, 
circa 50 Jahre alt. In 
den Gebaͤuden wird die 
Brennerei betrieben, auch bes 
findet ſich eine Darre darin. 


Befindet ſich in einem repa⸗ 
raturbeduͤrftigen Zuſtande, 
iſt gegen 60 Jahre alt und 
wird blos als Scheune be— 
nutzt. 


Iſt in gutem baulichen Zus 
ſtande, ungefaͤhr 20 Jahre 
alt und dient lediglich zu 
dem bezeichneten Zwecke. 


In gutem baulichen Zuſtande, 2500 I. a. 


Anlage A. 
— ͥ 
zu F. 23. 


Ordentlicher 
Beitrag 
auf 


4 Jahr. 


600] I. b. 


800 II. b. 


300 IILa. 


1000 IV. a. 


Summa 


SZ de 
zum Feuerſozie 


Namen Bezeichnun 
Lau⸗ 9 
Namen ke des und naͤhere Anfang 
IS der 1. Verſicherten Beſchreibung des Gebäudes der 
und hinſichtlich ? 
Ortſchaften. N Eigenthuͤmers. ſeiner Bauart und Lage. Verſicherun 8 


4 N. N. GE: N. N. 1. Wohnhaus. 
| 1. Stall. 
1b.| Brennerei⸗Gebaͤude. 
1c. Scheune. 


1d. Windmühle. 


BE "` ` ei 


67 
täts⸗Kataſter. 


Verſicherungs-Summen 


Ordentlicher 
in in in in 


1. Klaſſe III. Klaſſe III. KlaſſeflV. Klaſſe Beitrag 


Bemerkungen. 


ordentlichen 


auf 4 Jahr. Beitrages 
a b. a. b. auf 4 Jahr. 
gute, Rtlr.] Rtlr. Rtlr.] Ntlr.] Rtlr.] Rtlr.] Rtlr.] Rtlr. Sgr. Pf.] Rtlr.] ur, Sgr. Pf 
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(Nr. 3906.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhoͤchſte Beſtaͤtigung der Statuten einer 
unter dem Namen „Maßener Geſellſchaft fuͤr Kohlenbergbau“ gebildeten 
Aktiengeſellſchaft. Vom 12. Dezember 1853. 


DA, Könige Majeſtaͤt haben die Bildung einer Aktiengeſellſchaft unter dem 
Namen „Maßener Geſellſchaft für Kohlenbergbau“, welche zu Dortmund ihr 
Domizil hat, mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 5. d. M. zu genehmigen und 
die Geſellſchaftsſtatuten unter mehreren Maaßgaben zu befiätigen geruht, 
welche aus dem nebſt dem Statute durch das Amtsblatt der Regierung zu 
Arnsberg zu veroͤffentlichenden Allerhoͤchſten Erlaſſe zu erſehen ſind. 

Solches wird nach Vorſchrift des H. 3. des Geſetzes uͤber die Aktien⸗ 
geſellſchaften vom 9. November 1843. hierdurch bekannt gemacht. 


Berlin, den 12. Dezember 1853. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
8 v. d. Heydt. A 


Nedigirt im Büreau des Staats-Miniſteriums 


— e "e E 
Berlin, gedrückt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei. 
V V (Rudolph Decker.) - . 


